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Editorial

Zwei größere Veranstaltungen haben DIE LINKE seit unserer letzten Ausgabe beschäftigt: die Linke Woche der Zukunft und der Bundesparteitag, auf dem strategische Fragen diskutiert werden sollten. Ob DIE LINKE damit tatsächlich einen Schritt in Richtung Zukunft gemacht hat, muss sich erst noch zeigen. Zweifel sind angebracht. Bei der Zukunftswoche wurden (fast?) alle Veranstaltungen auf Video aufgezeichnet, doch bis heute ist z.B. der Mitschnitt des Eröffnungspodiums im Internet nicht verfügbar. Liegt das daran, dass zwei der PodiumsteilnehmerInnen Beiträge gehalten haben, die nicht in „die Linie“ DER LINKEN passten („Eindrücke von der Linken Woche der Zukunft“)? 

Wohin will, wohin geht DIE LINKE – und auf welchem Weg? Der vom Vorstand vorgelegte Leitantrag zum Bielefelder „Strategie-Parteitag“ hat jedenfalls aus unserer Sicht eins der die Welt in Zukunft am meisten bedrohenden Probleme ignoriert – den Klimawandel. Daher haben wir gemeinsam mit BAG Umwelt, Energie, Verkehr, Johanna Scheringer-Wright, Eva Bulling-Schröter, Sabine Leidig, Petra Beck, Gesine Franke, Wolfgang Methling, Hubertus Zdebel, Ralph Lenkert, Ralf Henrichs und Birgit Menz einen Änderungsantrag gestellt. Begründung: „Die tatsächliche ökologische Kompetenz der LINKEN wird im betreffenden Abschnitt des Leitantrages nicht hinreichend deutlich. Die umweltpolitischen Aspekte sind stärker hervorzuheben. Dem ökologischen Anspruch der Partei würde es nicht genügen, wenn einige ökologische Gedanken lediglich an der berechtigten sozialen Forderung nach bezahlbaren Mieten und bezahlbarer Energie festgemacht sind.“ Einige Aspekte des Änderungsantrages wurden in das Abstimmungsheft übernommen und demzufolge vom Parteitag beschlossen, aber das Grundproblem wurde nicht gelöst: Ökologie bleibt eine Randerscheinung in DER LINKEN. Unser erneut auf dem Parteitag eingebrachter Änderungsantrag wurde ohne Auszählung abgelehnt. Weitere Informationen zu den verschiedenen Antragsstadien und -formulierungen findet Ihr auf unserer Internetseite http://www.oekologische-plattform.de/?p=94929. 

Aus unserer Sicht bleibt der Bielefelder Parteitag hinter den Erfordernissen einer linken Strategie zurück. Noch deutlicher formuliert es die kommunistische Plattform1

: „Die notwendige kontroverse Debatte ... musste auf dem Parteitag weitgehend ausbleiben. Doch spätestens jetzt muss sie geführt werden.“ 

Wir wollen diese Diskussion weiter führen. In der Ihnen vorliegenden Tarantel lassen wir ganz unterschiedliche GenossInnen und Parteilose zu Wort kommen: 

Götz Brandt setzt sich mit Gregor Gysi und seiner Priorisierung weltweiter sozialer Gerechtigkeit vor ökologischer Nachhaltigkeit auseinander („Gysi fehlte der Mumm“), 

Sahra Wagenknecht geht in ihrem Interview ebenfalls auf globale Gerechtigkeit ein und stellt den Zusammenhang mit dem herrschenden Wirtschaftsmodell her („Interview mit Sahra Wagenknecht“), 

Graeme Maxton - Generalsekretär des Club of Rome – geht im Interview mit dem Schattenblick2

 auf die Risiken des Wachstums, Entwürfe einer anderen Ökonomie und die Aufgaben des Club of Rome ein. 

In seinem Schreiben an die Parteivorsitzenden reagiert Dieter Brendahl auf das auf der Zukunftswoche vorgestellte Manifest „Die kommende Demokratie: Sozialismus 2.0“ und macht einen Vorschlag für eine manipulationsfreie digitale Energiemarktordnung.

Hilde Hartmann glossiert den Einsatz von Kaffeekapseln („Döschen“), der extrem umweltbelastend ist und zudem das Mehrfache von Biokaffee bzw. Fair Trade Kaffee kostet. 

Schließlich bietet unsere Bücherecke eine Vielzahl von Leseanregungen, wobei die Bücher von Naomi Klein und Alberto Acosta ebenso, wie die Rezension von Hartmut Kegler als Diskussionsbeiträge über unsere Zukunft und die Strategie DER LINKEN aufgefasst werden können.

Die Redaktion


In eigener Sache

Bericht vom Bundestreffen am 20./21.6.2015 in Lutherstadt Wittenberg 

Neben verschiedenen Berichten (über die Arbeit im vergangenen Jahr, Finanzen, Zukunftswoche und Bundesparteitag) befassten sich die Teilnehmer des Bundestreffens vor allem mit der Hochwasserproblematik in Sachsen-Anhalt. Die Einleitung dazu gab Uwe-Volkmar Köck, Mitglied der Landtagsfraktion der LINKEN, der auch die Exkursion zur Elbe führte. Das Ergebnis findet sich in der Erklärung des Bundestreffens.

Die Diskussion der Ergebnisse der Zukunftswoche und des Parteitages ergab, dass ökologische Zukunftsprobleme der Menschheit in DER LINKEN immer noch ein Randthema darstellen. Einhellige Meinung war, den Parteivorstand durch Anträge und Anfrage stärker darauf zu orientieren.

Hans Rüther, Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes der im vorigen November gegründeten Umweltgewerkschaft stellte diese vor. In Zukunft sollen Informationen ausgetauscht und bei konkreten inhaltlichen Fragen zusammen gearbeitet werden.


Erklärung der TeilnehmerInnen des Bundestreffens der Ökologischen Plattform bei der Linken am 21.06.2015 in Lutherstadt Wittenberg 

Die Teilnehmer des Bundestreffens der Ökologische Plattform hatten am 20. und 21. Juni 2015 in der Lutherstadt Wittenberg Gelegenheit, sich eingehend mit Fragen des Hochwasser- und Gewässerschutzes an der Elbe vertraut zu machen. Unter ökologischen Gesichtspunkten diskutierten sie Fragen der Gewässerökologie, des nachhaltigen Umgangs mit der Kulturlandschaft Elbaue im gesamten Stromeinzugsgebiet, des Schutzes der außerordentlich hohen Biodiversität, des vorbeugenden Hochwasserschutzes und einer möglichen wirtschaftlichen Nutzung vor dem Hintergrund der Auswirkungen des immer wahrscheinlicher werdenden Klimawandels. Im Ergebnis dessen stellen sie fest:

Die sich aus den Hochwasserereignissen der vergangener Jahre ergebenden dringenden Maßnahmen sind noch immer nicht ernsthaft in Angriff genommen worden. Teurer technischer dominiert noch immer gegenüber vorbeugendem Hochwasserschutz. Statt den Flüssen wieder mehr Raum zu lassen, wird aus wirtschaftlichen Gründen nach wie vor in von Hochwasser potenziell gefährdeten Bereichen gebaut. Stattdessen ist es jedoch notwendig, einstige Retentionsflächen zu reaktivieren und weitere Polderflächen zu schaffen. Oft steht aber leider Eigentumsverwertung vor Hochwasserschutzmaßnahmen. Doch Belange des Hochwasserschutzes müssen zum Anliegen des gesamten Einzugsgebiet eines Fließgewässers werden. Es ist wichtig, dass alle anliegenden Bundesländer zusammenarbeiten und der Bund ebenso seine Verantwortung wahrnimmt. So kann Hochwasserereignissen sicher am besten entgegengewirkt werden.

Die Pläne zum Elbausbau sind noch immer nicht endgültig zu den Akten gelegt und mögliche Staustufen beflügeln nach wie vor die Fantasien der verladenden Wirtschaft.

Eine wirtschaftliche Nutzung des Flusses, insbesondere die Binnenschifffahrt, muss sich aber dem Fluss anpassen, nicht umgekehrt. 

Dringend geboten erscheint es, die Umsetzung von EU-Wasserrahmen-, Hochwassermanagement- und Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie mit komplexen Maßnahmeprogrammen endlich voranzubringen. Es geht darum, dass alle zuständigen Institutionen und gesellschaftlichen Kräfte diese Aufgaben möglichst kurzfristig und zielstrebig in Angriff nehmen, damit für alle Beteiligten und möglichen Betroffenen zukünftige Hochwasser beherrschbar bleiben, damit sich Mensch und Natur zunehmender Qualität des Wassers und der Flusslandschaften erfreuen können.

Dazu gehört auch, die Schadstoffeinträge in die Gewässer noch weiter zu reduzieren, wozu die entsprechenden Auflagen für Industrie und Landwirtschaft weiter zu präzisieren und ggf. zu verschärfen sind.

Die Teilnehmer des Bundestreffens rufen alle politischen Parteien, insbesondere ihre eigene, DIE LINKE, auf, sich entschieden für einen ökologischen Umgang mit dem Fluss und seinem Umland einzusetzen.


Aus den Ländern

Ist der Volksentscheid über die Rekommunalisierung der Energienetze eigentlich inzwischen umgesetzt?

Zum Stand der Auseinandersetzung um die Umsetzung des Volksentscheids

Gilbert Siegler

Nein, ist er nicht bzw. nur zu einem kleinen Teil. Aber der Reihe nach: Am 22.9.2013 fand in Hamburg am Tag der Bundestagswahl ein Volksentscheid (VE) über folgende Forderung statt: Senat und Bürgerschaft unternehmen fristgerecht alle notwendigen und zulässigen Schritte, um die Hamburger Strom-, Fernwärme- und Gasleitungsnetze 2015 wieder vollständig in die Öffentliche Hand zu übernehmen. Verbindliches Ziel ist eine sozial gerechte, klimaver-trägliche und demokratisch kontrollierte Energieversorgung aus erneuerbaren Energien.  

Trotz einer massiven Kampagne von Vattenfall, CDU, SPD, FDP, Handelskammer, Unternehmerinitiative und Teilen der betroffenen Gewerkschaften, die von den Medien stark unterstützt wurden, stimmte eine Mehrheit der Bevölkerung für die Forderungen der Volksinitiative „Unser Hamburg – unser Netz“. Das breite Bündnis aus über 50 außerparlamentarischen Organisationen und Initiativen – unterstützt von der LINKEN und den Grünen - hatte Hamburg verändert, die Vielen hatten über die wirtschaftlich Mächtigen dieser Stadt und ihre politischen Vertreter gesiegt. 

Die Umsetzung des ersten Satzes: Vollständige Übernahme in die Öffentliche Hand

Die allein regierende SPD versprach sofort vollmundig die 100%ige Umsetzung des VE. Der erste Satz – vollständige Übernahme in die Öffentliche Hand – ist inzwischen für das Stromnetz vollzogen. Die Stadt kaufte Vattenfall auch die ihm nach dem Einstieg der Stadt 2011 verbliebene Mehrheit von 74,9% an der Stromnetzgesellschaft ab und ging letztlich als alleinige Bewerberin in das Konzessionsvergabeverfahren. Für die nächsten 20 Jahre ist die städtische Stromnetzgesellschaft „Stromnetz Hamburg“ Eigentümerin des Netzes.  

Für das Fernwärmenetz (zu dem auch die Heizkraftwerke gehören) schloss der Scholz-Senat mit Vattenfall einen Vertrag ab, nach dem er 2018 das Recht hat, das Netz zum 1.1.2019 zu kaufen („Kaufoption“). Es wurden zwei Mindestkaufpreise für das Fernwärmenetz vereinbart. Einmal für den Fall, dass bis dahin in Wedel als Ersatz für das alte Kohle-Heizkraftwerk ein Gas- und Dampfkraftwerk (GuD) errichtet wird (1150 Mio.Euro) und ein Preis von 950 Mio. Euro für den Fall, dass kein GuD gebaut wird. Die Verschiebung des Rückkaufs wurde damit begründet, dass bei einem früheren Kauf eine Steuer in dreistelliger Millionenhöhe fällig wäre, die Vattenfall auf die Stadt abwälzen würde. Über die Höhe der Steuer wurde keine Auskunft gegeben, auch nicht über die Gewinnerwartung für diese Jahre; die Gewinne könnten ja auch deutlich höher sein als die Steuer. Gleichermaßen unbeantwortet blieb die Frage, warum der Senat nicht schon 2014 einen Kaufvertrag statt der Kaufoption für den 1.1.2019 abgeschlossen hat. Mit einer solchen Entscheidung wäre zwar die Übernahme um vier Jahre verschoben worden, aber die HamburgerInnen hätten zumindest die Sicherheit, dass der VE im Jahr 2019 umgesetzt wird.  

Für das Gasnetz hat der SPD-Senat mit E.on ebenfalls eine „Kaufoption“ vereinbart, in diesem Falle für Anfang 2018.  

Beide „Kaufoptionen“ nähren den Zweifel an der Bereitschaft des Senats, den Volksentscheid – der laut Artikel 50 der Hamburger Verfassung Bürgerschaft und Senat bindet – wirklich umzusetzen. Zwar haben Olaf Scholz, Andreas Dressel und andere im Wahlkampf immer wieder betont, selbstverständlich werde das Fernwärme- und das Gasnetz zurückgekauft. Der Koalitionsvertrag von SPD und GRÜNEN beteuert ebenfalls, den Kauf 2018 und 2019 vollziehen zu wollen. Es gibt aber auch die Antwort des SPD-Senats auf eine kleine Anfrage der Grünen in der Bürgerschaft, in der es heißt:  

„Der Kauf der Fernwärme setzt im Sinne des Volksentscheids eine Senatsentscheidung darüber voraus, ob es sich dabei um einen „zulässigen Schritt“ handeln würde. Der Senat muss zum Beispiel prüfen, ob den nach der Landeshaushaltsordnung zu beachtenden Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Genüge getan wird. Die Entscheidung ist im Jahr 2018 zu treffen“ ( Drucksache 20/11237).  

Der Senat behält sich also eine Nichteinhaltung des Volksentscheids und damit einen Bruch der Hamburger Verfassung vor. Die Landeshaushaltsordnung legt nur in sehr allgemeiner Form „Wirtschaftlichkeit“ und „Sparsamkeit“ als Maßstäbe für das Handeln des Senats fest. Im Umgang mit der Elbphilharmonie oder den Plänen zur Elbvertiefung oder zur Durchführung der Olympischen Spiele in Hamburg spielten und spielen solche Überlegungen offenkundig keine Rolle.  

Bezogen auf das Gasnetz stellte Jens Kerstan in der letzten Umweltausschusssitzung des Hamburger Senats 2014 die Frage, warum der Senat kein Termingeschäft abgeschlossen, also 2014 den Kauf für 2018 fest vereinbart habe. Die Senatorin Blankau, ihr Staatsrat Lange und eine Vertreterin der Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH (HGV) beantworteten die Frage mit wortreichen Ausführungen einhellig nicht. Es muss sich nun zeigen, ob der Eintritt der Grünen in den Senat und die grüne Leitung der Umweltbehörde zu mehr Transparenz führen und einen Bruch des Volksentscheids unter dem Vorwand des Sachzwangs („Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit“) verhindern kann. Die Ergebnisse der Koalitionsverhandlungen sprechen nicht für Durchsetzungsfähigkeit der Grünen. 

Ein weitere Gefahr für den Rückkauf von Fernwärme- und Gasnetz droht von CETA und TTIP. Sollte CETA – gar mit der Stimme Hamburgs im Bundesrat - verabschiedet werden, dann besteht die Gefahr, dass die Rekommunalisierung der früher privatisierten öffentlichen Unternehmen nicht mehr möglich ist.

Umsetzung des zweiten Satzes: Sozial gerechte, klimaverträgliche und demokratisch kontrollierte Energieversorgung aus erneuerbaren Energien. 

Anfang 2014 entstand der Hamburger Energietisch (HET, www.hamburger-energietisch.de), in dem sich Aktive des Volksentscheids für die vollständige Umsetzung des VE einsetzen, darüber hinaus aber auch weitere energiepolitische Ziele haben, die an den VE anknüpfen. Der HET fordert eine vollständige Umsetzung des VE. Dazu hat er nach der Bürgerschaftswahl neun Forderungen an die zukünftigen Regierungsparteien formuliert: 

	„Der Vorgängersenat hat – im Widerspruch zum Volksentscheid – die Entscheidung über den Rückkauf des Vattenfall-Fernwärmenetzes auf 2018 vertagt, was zudem fünf Jahre Stillstand beim dringend notwendigen Umbau der Fernwärmeversorgung bedeutet. Wir fordern vom neuen Senat den sofortigen Beginn von Neuverhandlungen mit dem Ziel eines Rückkaufs noch in diesem Jahr. 



	Der Vorgängersenat ließ sich vom Büro für Energiewirtschaft und technische Planung GmbH (BET) nur fossile Kraftwerke als Ersatz für das KoHKW Wedel empfehlen. Das widerspricht dem Volksentscheid, der das Ziel einer Wärmeversorgung aus erneuerbaren Energien festlegt. Zwar kann nicht die gesamte Fernwärmeversorgung Hamburgs von heute auf morgen umgestellt werden, aber bei der Errichtung von neuen Versorgungsanlagen muss der erneuerbaren Wärme Vorrang eingeräumt werden. Wir fordern vom neuen Senat den Vorrang erneuerbarer Wärmeversorgung. 



	Der Volksentscheid fordert einen Beitrag der Netzunternehmen zu einer sozial gerechten Energieversorgung. Der HET hat in den „Eckpunkten für eine Weiterentwicklung der Hamburger Energienetze nach der Übernahme in die Öffentliche Hand“ (1) auch dazu konkrete Vorschläge gemacht. Wir fordern den neuen Senat auf, konkrete Schritte für mehr soziale Gerechtigkeit umzusetzen. 



	Der Volksentscheid fordert eine demokratische Kontrolle der rekommunalisierten Netzunternehmen. Dazu gehören sowohl eine Kontrolle durch die Hamburger Bürgerschaft als auch durch ein direkt-demokratisches Gremium (2). Damit im Interesse der Stadt auf beiden Ebenen wirkungsvoll gearbeitet werden kann, muss das bzw. müssen die Netzunternehmen eine öffentlich-rechtliche Unternehmensform bekommen. Wir fordern den neuen Senat auf, die Netzgesellschaft aus der HGV heraus zu lösen und in eigenen öffentlich-rechtlichen Stadtwerken (z. B. AÖR) zusammen zu fassen. Zu diesen sollten auch Hamburg-Energie und Hamburg Wasser gehören. 



	Direkt-demokratische Kontrolle setzt Transparenz voraus. Alle Daten der Stadtwerke bzw. Netzgesellschaften – sofern sie nicht Datenschutzrechte der Mitarbeitern verletzen – müssen der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Wir fordern den neuen Senat auf, diese Transparenz herzustellen. 



	Es gab im Vorgängersenat Überlegungen, das KoHKW Wedel zu „ertüchtigen“ und damit noch etliche Jahre länger laufen zu lassen, weil Gaskraftwerke zur Zeit nicht profitabel zu betreiben sind. Das widerspricht eindeutig dem Volksentscheid, der das Ziel einer klimaverträglichen Wärmeversorgung bestimmt. Wir fordern vom neuen Senat eine schnellstmögliche Abschaltung des KoHKW Wedel. 



	Spätestens seit Veröffentlichung der gutachterlichen Stellungnahme von Ederhof/Rabenstein zur Wirtschaftlichkeit der Kraftwerksstandorte Wedel und Stellinger Moor (2) ist klar, dass in Wedel auch aus wirtschaftlichen Gründen kein neues Kraftwerk gebaut werden darf. Wir fordern vom neuen Senat die Akzeptanz dieser Erkenntnis. 



	Der HET hat den Bau eines Biomasse-Heizkraftwerks am Standort Stellinger Moor vorgeschlagen (3). Das soll so dimensioniert sein, dass es die bei Stilllegung des KoHKW Wedel zu ersetzende Wärmemenge bereit stellt. Wir fordern vom Senat die Beauftragung eines eigenständigen Gutachtens, das die Errichtung eines Biomasse-Heizkraftwerks im Stellinger Moor untersucht, einschließlich der umweltfreundlichen Beschaffung von Rest- und Durchforstungsholz und vom Holz aus Kurzumtriebsplantagen. 



	Die Wärmeversorgung der „Neuen Mitte Altona“ ist neu zu planen. Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU)3

 schrieb 2011: „Die Wärmeversorgung der Gebäude soll daher möglichst vollständig klimaneutral und regenerativ erfolgen. In Verbindung mit einem geringen Energiebedarf nach dem Passivhausstandard können die Gebäude Energieüberschüsse erzielen und werden so zu Plusenergiehäusern“. Der abgeschlossene Vertrag mit Vattenfall verdreht dies in sein Gegenteil. Vattenfall will Wärme aus der Altholzverbrennung der Borsigstraße rechnerisch für das neue Wohngebiet nutzen und dafür einen deutlich höheren Preis verlangen. Die Folgen: Es wird keine zusätzliche regenerative Wärme erzeugt, aber durch die Verwendung der „Naturwärme“ kann der Dämmstandard herab gesenkt werden. Die CO2-Emissionen werden also höher sein als bei anderen zur selben Zeit gebauten Gebäuden, und die Kosten der MieterInnen sind höher durch schlechtere Dämmung und den höheren Arbeitspreis für „Naturwärme“. 



	Das ist weder klimaverträglich noch sozial gerecht. Zur Erläuterung stellen wir eine Arbeit von Prof. Dr. D. Rabenstein zu diesem Thema (3) zur Verfügung. Wir fordern den neuen Senat auf, den Vertrag mit Vattenfall zu annullieren und entsprechend des Volksentscheides eine klimaverträgliche, regenerative und sozial gerechte Lösung in der „Neuen Mitte Altona“ zu verwirklichen.“ 





Wie in der HET-Forderungen deutlich wird, geht es zum einen um den Rückkauf des Fernwärme-und des Gasnetzes, die energisch einzufordern sind. Zum anderen ist der Senat verpflichtet, sich an den zweiten Satz des VE zu halten: „Verbindliches Ziel ist eine sozial gerechte, klimaverträgliche und demokratisch kontrollierte Energieversorgung aus erneuerbaren Energien.“ 

„Ziel“ kann nicht heißen: Vertagung auf den Sankt-Nimmerleinstag. Vielmehr müssen sich alle Einzelmaßnahmen daran messen lassen, ob sie sich am „verbindlichen Ziel“ orientieren. 

Soziale Gerechtigkeit

Der Stromnetzbetreiber hat begrenzte Möglichkeiten. Die soll er aber nutzen.

	Er kann den Beschäftigten einen Bestandsschutz für ihre Beschäftigungsbedingungen und einen sicheren Arbeitsplatz garantieren. 

Ein großes Thema ist die Energiearmut. 2012 wurde in Hamburg 8.500 Haushalten der Strom abgestellt. Stromsperren – in der Regel für einkommensschwache Haushalte – sind alles andere als „sozial gerecht“. Inkassotätigkeiten gehören zur Aufgabe des Netzbetreibers, der damit zur Vermeidung von Stromsperrungen beitragen kann. 



	In Hamburg belaufen sich die Stromschulden auf insgesamt etwa 2 Mio. €, die Einnahmen aus der Konzessionsabgabe auf ca. 90 Mio. €. Mit einem kleinen Teil der Konzessionsabgabe könnten also Stromsperren verhindert werden. 



	Hamburg sollte sich ferner für einen angemessenen Betrag für die Stromkosten im ALG II – Regelsatz einsetzen, denn die durchschnittlichen Kosten für einen Einpersonenhaushalt betragen 44,05 €, im Regelsatz sind aber nur 30,62 € für Strom vorgesehen. 



	Der Senat kann Hamburg Energie anweisen, nicht länger Menschen einen Liefervertrag zu verweigern, die nicht ausreichend zahlungsfähig zu sein scheinen (Schufa-Eintrag). 



	Im Bundesrat sollte sich Hamburg für einen Stromspartarif einsetzen, wie ihn die Verbraucherzentrale NRW und die Linksfraktion im Bundestag fordern. Stromspartarife enthalten ein Freikontingent pro Haushalt und Person. Oberhalb dieser Grenze erhöht sich der Strompreis pro kWh und steigt bei hohem Verbrauch weiter an. 





Bei der Fernwärmeversorgung hat die Stadt als Eigentümerin beträchtliche Möglichkeiten zu einer sozial gerechteren Gestaltung. 

	Überhöhte Anschlussleistungen und damit sehr hohe Grundpreise können unterbunden werden, indem die Anschlussleistungen regelmäßig mit dem tatsächlichen Verbrauch abgeglichen werden.



	Der Anteil der Grundkosten an den Gesamtkosten ist deutlich zu verringern, damit ein geringerer Verbrauch auch zu entsprechenden Kostensenkungen führt.



	Ein städtisches Unternehmen sollte seine Preiskalkulation transparent, für die Öffentlichkeit nachvollziehbar gestalten. Es muss keine zweistelligen Renditen erwirtschaften.





Weitere Maßnahmen auch zu den anderen Aspekten des VE listet Prof. D. Rabenstein in seinen „Eckpunkten für die Weiterentwicklung der Hamburger Energienetze nach der Übernahme in die Öffentliche Hand“ auf: http://www.hamburger-energietisch.de/WP-Server/wp-content/uploads/2014/09/2014-09-10_Rabenstein_Energienetze-in-HH-Eckpunkte_V30.pdf 

Klimaverträglichkeit

Nur mit einen schnellen Ausstieg aus der Kohlenutzung zur Wärmeproduktion kann Hamburg einen ernsthaften Beitrag zur Begrenzung der auf uns zukommenden Klimakatastrophe leisten. Deshalb müssen das alte, die Umwelt mit großen Emissionen belastende Kohle-Heizkraftwerk in Wedel so schnell wie möglich abgeschaltet  das Kohle-Heizkraftwerk in Tiefstack auf Erdgas (kein Schiefergas!) umgestellt werden.

Laut Koalitionsvertrag will die rosa-grüne Bürgerschaftsmehrheit bereits vor Übernahme des Netzes die Fernwärmeversorgung ausbauen und den Umstieg auf klimaverträgliche Energien forcieren. Wie das angesichts der Eigentumsverhältnisse konkret passieren soll, sagt der Koalitionsvertrag allerdings nicht. 

Energieversorgung aus erneuerbaren Energien

	Als Ersatz des Kohle-Kraftwerks Wedel darf im Sinne des Volksentscheids nur ein regeneratives Kraftwerk gebaut werden. Dafür kommt beim gegenwärtigen Stand der Technik ein Biomasse-Heizkraftwerk in Frage, das mit Rest- und Durchforstungsholz sowie mit Holz aus Kurzumtriebsplantagen befeuert wird. Daneben ist eine stärkere Nutzung von Solarkollektoren erforderlich.  



	Das Netz ist für Abwärme und dezentral erzeugte Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung zu öffnen. 





Demokratische Kontrolle

	Die öffentlichen Netzbetreiber müssen in ihren Unternehmenszielen verbindlich auf die im VE genannten Ziele verpflichtet werden. 



	Die Einhaltung dieser Ziele in ihrer Geschäftstätigkeit muss demokratisch kontrolliert werden. Voraussetzung für eine wirksame Kontrolle ist eine öffentlich-rechtliche Unternehmensform (z. B. AöR). Privatrechtliche Unternehmensformen bergen stets die Gefahr einer Verselbständigung und des Rückzugs auf Betriebsgeheimnisse. 



	Demokratische Kontrolle obliegt zunächst der Bürgerschaft, von der zu verlangen ist, dass sie diese konsequent ausübt und alle betrieblichen Daten der Öffentlichkeit zur Verfügung stellt. 



	Um demokratische Kontrolle auch unabhängig von wechselnden parlamentarischen Mehrheiten sicherstellen zu können, ist ein direkt-demokratisches Gremium erforderlich, in das der Hamburger Energietisch, Umwelt- und Sozialverbände, Verbraucherzentrale und Kirchen Mitglieder entsenden. 





Zu den genannten Themen hat der Senat bisher wenig bis nichts vorgelegt. Wie bei der Durchsetzung des Rückkaufs von Fernwärme- und Gasnetz wird vor allem viel außerparlamentarischer Druck notwendig sein, um auch den neuen Senat unter dem alten Bürgermeister dazu zu bringen, den Willen der BürgerInnen ernst zu nehmen und umzusetzen.  

Wie der Hamburger Energietisch es in einigen Punkten schon tut, sollten die umwelt- und energiepolitischen Organisationen und auch DIE LINKE konkrete Forderungen formulieren, die sich aus dem Volksentscheid ergeben. Mit diesen muss der neue Senat immer wieder öffentlich konfrontiert werden. Die klima- und energiepolitischen Vorhaben der Stadt sind auf ihre Übereinstimmung mit den Vorgaben des Volksentscheids zu prüfen.

Wirksamkeit von Volksentscheiden sichern!

Der Energienetze-Volksentscheid war in Hamburg der erste, in dem soziale und ökologische Interessen einer breiten Mehrheit gegen massive ökonomische Interessen großer Konzerne und deren politische Sachverwalter durchgesetzt wurden – ein Präzedenzfall. Wird allerdings der Volksentscheid in großen Teilen nicht umgesetzt, gefährdet das die Wirksamkeit der Volksgesetzgebung insgesamt. Es wird deshalb notwendig sein, immer wieder auf die Verbindlichkeit des Volksentscheids für Bürgerschaft und Senat hinzuweisen. Die Verschiebung der Entscheidung über den Rückkauf des Gas- und des Fernwärmenetzes auf 2017 und 2018 entspricht nicht dem Volksentscheid, und sie birgt, wie oben begründet, die Gefahr, dass unter CETA und TTIP eine Umsetzung des BürgerInnenwillens rechtlich nicht mehr möglich ist.  

Es geht also in dieser Auseinandersetzung auch um die Verteidigung der Volksgesetzgebung gegen deren schleichende Entwertung. 

Die Arbeit ist noch nicht getan

Abschließend ist festzustellen: Der gewonnene Volksentscheid war ein gewaltiger Erfolg, aber seine Umsetzung ist noch keinesfalls gesichert. Die Auseinandersetzung muss weiter gehen. Alle diejenigen, die den Volksentscheid unterstützt haben und die eine wirkliche Energiewende wollen, sind aufgefordert, sich auch dem neuen Senat und der Bürgerschaft gegenüber energisch dafür einzusetzen, dass der Volksentscheid vollständig umgesetzt wird - im Interesse des Klimaschutzes, der sozialen Gerechtigkeit und zur Verteidigung der demokratischen Rechte der Menschen in dieser Stadt.

(1) http://www.hamburger-energietisch.de/diskussion/eckpunkte-fuer-die- weiterentwicklung-der-hh-energienetze/ 

(2) http://www.hamburger-energietisch.de/diskussion/demokratische-kontrolle-der-energienetzgesellschaften-durch-beiraete/ 

(3)http://www.hamburger-energietisch.de/WP-Server/wp-content/uploads/2015/01/Wirtschaftlicher-Standortvergleich-Stellingen-Wedel-V1.0-2.pdf 

(4) http://www.hamburger-energietisch.de/skandal-um-die-neue-mitte-altona/  


Positionen

Gysi fehlte der Mumm 

von Götz Brandt 

Im ND vom 26. Mai hat LINKEN-Fraktionschef Gregor Gysi ein Interview mit dem Titel „Der SPD fehlt der Mumm“ gegeben. 4

 

Dass Gregor Gysi nicht den Mumm hat, die Klassenfrage zu stellen und lieber zusammen mit der SPD „Arzt am Krankenbett des Kapitalismus sein will, als mit Gift dessen Ableben zu beschleunigen“ (Fritz Tarnow, 1931), ist ein bekanntes Problem. Dass er aber die ökologische Frage als zweitrangig ansieht und nur die soziale Frage in den Mittelpunkt stellt, widerspricht dem Parteiprogramm der LINKEN. Diesem Kardinalfehler der Partei DIE LINKE muss widersprochen werden. Hier ein Auszug aus dem Interview:

Frage von Tom Strohschneider: „Wir erleben derzeit eine Dreifachkrise: eine des Staates und seiner Institutionen mit der BND-Affäre, eine soziale Krise mit Armut, Ausgrenzung und eine Demokratie-Krise, mit sinkender Wahlbeteiligungen und ausuferndem Lobbyismus. Trotzdem geht eigentlich alles mehr oder weniger seinen gewohnten Gang“. 

Antwort von Gregor Gysi: „Ich glaube, es gibt noch eine größere Krise: eine Menschheitskrise. Gattungsfragen wie der Klimawandel sind nicht beantwortbar, solange nicht global ein soziales Level erreicht ist, dass den Menschen erlaubt, sich dieselben Fragen zu stellen. Ein allein erziehender Vater in Afrika, der nicht weiß, wie er seine vier Kinder ernähren soll, wird sich für ökologische Nachhaltigkeit nicht interessieren. Wir haben keine funktionierende Weltpolitik, aber eine funktionierende Weltwirtschaft. Also entscheiden die großen internationalen Banken, was die Politik macht – und nicht umgekehrt“. 

Mein Kommentar: Es ist löblich, dass Gysi die nationale, bestenfalls eurozentrische Brille, die in der Vergangenheit DER LINKEN manchmal eine Rolle spielte5

, nicht aufgesetzt hat – allerdings mit dem Ergebnis, dass bei ihm jetzt nicht die soziale Gerechtigkeit (in Deutschland oder Europa) Vorrang vor den ökologischen Fragen hat, sondern die weltweite. Gysi glaubt, dass zunächst überall in der Welt einmal ein gleiches soziales Level geschaffen werden muss. Erst dann könne man sich die ökologischen Fragen stellen. Er unterstellt, dass der „allein erziehende Vater (?) in Afrika“ mit vier Kindern soziale Sicherheit haben muss, um über Nachhaltigkeit nachdenken zu können und um etwas gegen den Klimawandel zu tun, den er nicht verursacht hat. Mag sein, aber was kann der Vater dagegen tun, wenn er nicht der Verursacher ist? Wir – die Menschen in den Industrieländern – sind die Verursacher – sowohl für den Hunger in weiten Teilen der Welt als auch für den Klimawandel und die anderen, uns bedrohenden Krisen. Dazu kommt, dass diese Krisen zusammenhängen. Hunger, Erosion der Böden, Versauerung der Meere, Vernichtung der Regenwälder und Klimawandel – um nur einige zu nennen – gehen Hand in Hand. Die Weltbank hat erst kürzlich berichtet, dass in Afrika mit seinen zukünftig 1,1 Mrd. Einwohnern ca. 0,7 Mrd. Menschen durch die Auswirkungen des Klimawandels zukünftig unter Hunger leiden werden. 

Doch wir, die Verursacher, haben „ein soziales Level erreicht ..., dass [uns] erlaubt, ... [die] Fragen zu stellen“! Den weltweiten Hunger vorzuschieben und sich nicht gegen den Klimawandel zu engagieren ist – gelinde gesagt – zweifelhaft. 

Unter der Bedingung, dass „die großen internationalen Banken“ die Politik bestimmen, wie Gysi erkannt hat, wird es in Afrika kein höheres soziales Level geben und die ökologischen Fragen werden auch nicht beantwortet werden können. Der progressiv fortschreitende Klimawandel wird dazu führen, dass die Bevölkerungszahl auf dem afrikanischen Kontinent wegen Nahrungsmangel sehr stark abnimmt und der allein erziehende Vater keine ökologischen Fragen mehr stellen kann. Er und seine vier Kinder sterben hungers. Das ist die kapitalistische Perspektive. Gysi weist nicht darauf hin, dass eine andere Gesellschaftsordnung Voraussetzung zur Lösung sozialer und ökologischer Probleme ist. Die notwendige Schlussfolgerung wäre, die Überwindung des kapitalistischen Systems als Ursache für Klimawandel, Hunger und Armut zu benennen. Aber diese Forderung wird von ihm nicht erhoben. Im weiteren Verlauf des Interviews sieht er die Vorteile des Kapitalismus „in der Wissenschaft, in der Kultur und einer effizienten Wirtschaft“, aber die Nachteile, wie „Kriege, Hunger, soziale Ungerechtigkeit und das Fehlen einer ökologischen Nachhaltigkeit“ sind für ihn offensichtlich nicht so schwerwiegend, dass er die Abschaffung des Kapitalismus für notwendig hält. 

Die Lösung der sozialen Frage als Bedingung für die Lösung der ökologischen Frage zu postulieren, widerspricht dem Parteiprogamm, in dem sich DIE LINKE die Aufgabe gestellt hat, Wirtschaft und Gesellschaft sozial-ökologisch umzugestalten. Soziale und zugleich ökologische Politik sind eine politische Einheit, die nach dem Parteiprogramm eine „wesentliche Querschnittsaufgabe in allen Politikbereichen“ ist. Es muss von allen LINKEN erkannt werden, dass die „Gattungsfrage Klimawandel“ nur sozial-ökologisch gelöst werden kann. Einige Klimaforscher sind der Meinung, dass die Frist, um den Klimawandel zu stoppen, bereits abgelaufen ist. Die „Gattungsfrage Klimawandel“ wird wohl mit dem Untergang großer Teile der Menschheit beantwortet werden. 

Lösungsvorschläge für eine antikapitalistische ökologische Politik der Linksfraktion hat die Ökologische Plattform in der Broschüre „100 % ökologisch – Notwendige Wahlkampflosungen DER LINKEN“ unterbreitet. 


Gesellschaftsperspektive

Interview mit Sahra Wagenknecht

[image: ]


Globale Fragen

Auf den Finanzmärkten hat sich nach der letzten Krise die Spekulation wieder fest etabliert und die nächste Finanzkrise ist absehbar. Welche Vorschläge hast Du, die Finanzierung der Realwirtschaft von der spekulativen Finanzblase zu trennen und die Realwirtschaft zu stabilisieren und zu sichern?

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise, die akut 2008 mit der Pleite von Lehman Brothers ausbrach, ist nicht zu Ende. Die Nullzinspolitik der Zentralbanken sorgt momentan für eine trügerische Ruhe. In einigen Märkten entstehen bereits neue Finanzblasen – etwa auf den Anleihe- und Aktienmärkten sowie bei Immobilien in deutschen Großstädten. Die Dauerkrise kann nur beigelegt werden, wenn das Geldsystem auf eine neue Grundlage gestellt wird.

Du betonst, dass die Finanzmafia entmachtet werden muss. Welche Mittel und Wege siehst Du dafür?

Private Großbanken müssen verstaatlicht, streng reguliert und unter demokratische Kontrolle gestellt werden. Die Gesellschaft muss entscheiden, ob zusätzliches Geld, das durch die Kreditvergabe der Banken entsteht, für Finanzblasen oder dringend notwendige Investitionen in die Zukunft verwendet wird. Kurz: Das mächtige Instrument der Geld- und Kreditschöpfung muss vergesellschaftet werden.

Gibt es Deiner Meinung nach eine absolute Entkopplung des Wirtschaftswachstums (BIP) vom Ressourcenverbrauch in dem Maße, das ausreicht, um den multiplen Krisen der Menschheit zu begegnen?

Denkbar ist das, aber der ungezügelte Kapitalismus ist dazu nicht in der Lage. Im Moment sind wir dabei, die Existenzgrundlage aller Menschen auf der Erde zu zerstören, um bei einem Prozent der Menschen einen immer unvorstellbareren Reichtum anzuhäufen. Die sogenannten multiplen Krisen der Menschheit lassen sich simultan nur durch Schritte in Richtung einer sozialistischen Gesellschaft lösen. Denn die gesellschaftlichen Produktivkräfte sind zwar inzwischen so hoch entwickelt, dass sie allen Menschen ein gutes Leben ohne Wachstum ermöglichen könnten. Einkommen und Vermögen müssten dann aber entsprechend umverteilt werden, damit die Bedürfnisse der Armen gedeckt werden können. Wenn niedrigere Wachstumsraten aus ökologischer Sicht notwendig sind, dann müssen die ökologische und soziale Frage zwingend zusammen beantwortet werden.

Sind „globale Gerechtigkeit“ (z.B. Ressourcenverbrauch, Konsumtion) und „soziale Gerechtigkeit in Deutschland“ ohne sinkende Durchschnittseinkommen in Deutschland miteinander vereinbar?

Um globale Gerechtigkeit zu erreichen, muss das herrschende Weltwirtschaftsmodell überwunden werden und durch eine solidarische internationale Zusammenarbeit ersetzt werden, die auf fairen Handelsbeziehungen beruht. Deshalb ist auch der Kampf gegen Freihandelsabkommen wie TTIP, die vor allem den global agierenden mächtigen Konzernen nutzen, von großer Wichtigkeit. Die Ungerechtigkeit der Verteilung des Reichtums ist ein globales Problem: Das reichste Prozent der Weltbevölkerung besitzt 50 Prozent des globalen Einkommens, in Deutschland besitzt das reichste eine Prozent ein Drittel des Gesamtvermögens. Die Tendenz ist steigend. Um dies zu ändern ist u.a. eine andere Steuerpolitik notwendig, die hohe Einkommen stärker heranzieht. Dies wäre ein Beitrag zur Schaffung größerer sozialer Gerechtigkeit in Deutschland, für die DIE LINKE kämpft. 

In einer Veranstaltung auf der Zukunftswoche wurde die Meinung geäußert, dass wir ein steigendes BIP brauchen, damit die Einkommen nicht sinken. Ist das so? Muss das BIP steigen, damit wir unsere sozialpolitischen Ziele erreichen?

Nein. Wie gesagt, es ist eine Verteilungsfrage. Das gesamtwirtschaftliche Volkseinkommen ist die Summe der Gewinn- und Lohneinkommen. Das Lohneinkommen muss bei gleichem Volkseinkommen nur dann sinken, wenn gleichzeitig die Gewinneinkommen steigen.

Wenn durch den Klimawandel in Afrika eine Völkerwanderung nach Europa erfolgt, welche Politikansätze vertrittst Du in dieser Frage?

Wir brauchen humanitäre Lösungen für die Flüchtlinge. Solidarität und Mitgefühl sind grenzenlose, universelle Werte. Zum einen muss Menschen in Not natürlich geholfen werden. Zum anderen sollten die Länder des Südens, zu denen auch die vom Klimawandel besonders betroffenen Länder gehören, vor Ort unterstützt werden. Die Fluchtbewegung hat viele Gründe, auch aber nicht nur klimatische. Fluchtursachen wie Hunger oder wirtschaftliche Not müssen genau so angegangen werden wie die zukünftige Verhinderung militärischer Interventionen. Dies bedeutet auch, dass der Norden, der mit seiner Lebens- und Wirtschaftsweise sowie mit seiner Politik maßgeblich für die elenden Lebensverhältnisse der Menschen im Süden sowie im hohen Maße für die Klimaveränderungen verantwortlich ist, umdenken muss. Es wird nicht gelingen, sich vor dem Elend der Welt abzuschotten, wie es die reichen Länder des Nordens mit Hilfe von Frontex und hohen Zäunen probieren. Auch global betrachtet gilt: Das erreichte Produktivitätsniveau ist vollkommen ausreichend, um allen Menschen eine erträgliche Existenz zu sichern. 

Politik DER LINKEN

Warum kämpft DIE LINKE in tagespolitischen Fragen nicht gegen den Wachstumswahn der anderen Parteien? 

Es ist auch in der eigenen Partei umstritten, ob Wachstum pauschal mit den Zielen des Klimaschutzes unvereinbar ist. Wichtige Stichworte sind dabei die Ressourcenproduktivität und der wachsende Anteil der Dienstleistungen in der Wirtschaft. Entscheidend ist, dass Nullwachstum gesellschaftlich nur von einer Mehrheit akzeptiert wird, wenn dies auch mindestens Nullwachstum für die Profite bedeutet.

Nicht erst Naomi Klein hat in ihrem Buch „Die Entscheidung: Kapitalismus vs. Klima“ gezeigt, dass das Zeitfenster zum Umsteuern der Wirtschaft immer kleiner wird. 

Ist DIE LINKE auf dieses Problem strategisch vorbereitet?

Die Lösung des ökologischen und sozialen Problems steht nicht in Konkurrenz zueinander, sondern bedingt sich gegenseitig. Daher ist DIE LINKE von allen Parteien am besten darauf vorbereitet.     

Wie erklärst Du Dir die Diskrepanz zwischen den Zielen des Parteiprogramms, in dem der sozialökologische Umbau als wesentliche Querschnittsaufgabe in allen Politikbereichen gefordert wird und der praktischen politischen Arbeit sowohl im Parteivorstand als auch in der Fraktion, in der die soziale Frage eindeutig im Mittelpunkt der politischen Arbeit steht und die ökologischen Fragen sträflich vernachlässigt werden?

Entscheidend ist, stärker in der Öffentlichkeit herauszustellen, dass die Programmatik von DIE LINKE den erfolgversprechendsten Ansatz zur Lösung des ökologischen Problems bietet. Und zwar deshalb, weil es eine gesellschaftliche Akzeptanz für weitreichende Klimaschutzmaßnahmen nur in Kombination mit einer Umverteilungspolitik von den Superreichen hin zur breiten Bevölkerungsmehrheit geben wird. 

Warum greift die Bundestagsfraktion nicht Vorschläge von Greenpeace auf, die Garantiezeiten der Produkte zu erhöhen um den Materialverbrauch zu reduzieren und die geplante Obsoleszenz zu verringern? 

Die Verringerung der geplanten Obsoleszenz wurde im Antrag der Linksfraktion „Ressourcenschutz durch Vorgabe einer Mindestnutzungsdauer für technische Produkte“ gefordert.

Der Kohlendioxidgehalt der Luft erreicht neue Höchstwerte und übersteigt die Grenzwerte, die Klimaforscher als Haltepunkte identifiziert haben, um eine Klimakatastrophe zu verhindern. In Deutschland verwüsten Tornados erstmalig Kleinstädte. 

Warum gelingt es DER LINKEN nicht, die LINKEN in den Landesregierungen auf eine Antikohlenpolitik zu orientieren?

Die Linke macht sich für Alternativen zum Kohlebergbau stark. Im Erfurter Programm heißt es: „Den Neubau von Kohlekraftwerken sowie die Untertagespeicherung von Kohlendioxid wollen wir verhindern. Der Einsatz von Kohle muss sich so verteuern, dass der Betrieb laufender und die Planung neuer Kohlekraftwerke unwirtschaftlich werden.“ Diese Position ist Grundlage unserer Politik, sowohl im Bund als auch in den Ländern. Im Fall eines Regierungseintritts wird die konkrete Ausgestaltung der Politik in der Koalitionsvereinbarung mit dem jeweiligen Koalitionspartner fixiert. Über den Eintritt in die Landesregierung entscheiden dann die Mitglieder des jeweiligen Landesverbandes per Mitgliederentscheid. Für konkrete Stellungnahmen zur Landespolitik bitte ich die zuständigen Landespolitiker zu kontaktieren. 

Auch in Deutschland werden die Böden durch abnehmenden Humusgehalt immer unfruchtbar und nur durch hohe Mineraldüngergaben sind noch hohe Erträge möglich. Das Kapital zerstört den Boden (Das hat schon Karl Marx erkannt.) 

Welche Vorschläge hast Du, Biolandwirtschaft zu fördern?

Im Erfurter Programm ist festgeschrieben, dass sich die LINKE für eine deutliche Steigerung des ökologischen Landbaus stark macht und zu diesem Zwecke für eine preisliche Bevorzugung ökologischer Erzeugung ist, beispielsweise durch Umlagen. Der Arbeitskreis Struktur- und Regionalpolitik der Linksfraktion hat im Januar 2015 ein Positionspapier verabschiedet, das sich mit der Frage des ökologischen Landbaus beschäftigt und seine Forderungen an eine neue EU-Öko-Verordnung darlegt. Nachzulesen ist es hier:

http://www.linksfraktion.de/positionspapiere/starken-oekologischen-landbau/ 

Wäre es nicht erforderlich, alle Bundestagsabgeordneten DER LINKEN auf bestimmten vernachlässigten Politikfeldern systematisch zu informieren und zu schulen, um zu einem einheitlichen Standpunkt zukommen? Nur so könnte die antikapitalistische Grundhaltung auf allen Politikfeldern gesichert werden.

Die Grundlagen der Partei DIE LINKE sind im Erfurter Programm niedergelegt. Auf seiner und auf Grundlage des Wahlprogramms sind die Abgeordneten der Linken in den Bundestag gewählt worden. Ich gehe davon aus, dass die Bundestagsabgeordneten der Linken gut informiert und in der Lage sind, sich im Zweifelsfalle selbständig weitergehende Informationen zu beschaffen, beispielsweise über die Konsultation von Fachpolitiker/innen/n der eigenen Partei bzw. Fraktion. Das skizzierte Schulungsverfahren (durch wen und mit welcher Legitimation eigentlich?) erscheint mir nicht angemessen. 

Grundsätzliche Veränderungen der gesellschaftlichen Struktur setzen einen Meinungsumschwung der Massen voraus. Mögliche Partner der Linkspartei und der Linksfraktion könnten die Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen sein, die aber meist keine antikapitalistische Position einnehmen. Welche aktuellen und potentiellen Bündnispartner siehst Du und wie können wir die potentiellen aktivieren?

Das ist richtig: Ein echter Politikwechsel benötigt eine breite außerparlamentarische Unterstützung. Dabei kann der erste Schritt nicht die pauschale Forderung nach Abschaffung des Kapitalismus sein. Jede Bewegung in Richtung Umverteilung, höhere Löhne und Renten sowie mehr soziale Sicherheit eröffnet dem ökologischen Umbau größere Spielräume. Bündnispolitisch sollten für uns daher die Gewerkschaften weiterhin eine zentrale Bedeutung haben. Für die Aktivierung potentieller Bündnispartner gibt es kein Patentrezept. Sicherlich ist es wichtig offen aufeinander zuzugehen. Ein konstruktives Handeln zum Erreichen des gemeinsamen Ziels ist eher zu erreichen, wenn anstatt von Differenzen die Gemeinsamkeiten betont werden.

Wir danken Dir für das Interview.


Endspiel - Vernunft wär' schon der Schritt voran ... Graeme Maxton im Gespräch Schattenblick (SB)6



"Endspiel - Wie wir das Schicksal der tropischen Regenwälder noch wenden können" 

Internationale Buchpremiere am 21. Mai 2015 im Haus der Bundespressekonferenz in Berlin 

Graeme Maxton über die Kritik der Wachstumsideologie, Entwürfe einer anderen Ökonomie und die Aufgaben des Club of Rome 

Mit dem wegweisenden Bericht "Die Grenzen des Wachstums" warnte der Club of Rome 1972 vor einer existentiellen Krise, die der Welt in absehbarer Zeit drohe. Eine ungezügelte ökonomische Entwicklung und eine zu schnell wachsende Menschheit würden dem Planeten schweren Schaden zufügen. Heute erleben wir die verhängnisvollen Folgen des Wachstumskurses: Die Finanzkrise 2008, die globale Erwärmung und nicht zuletzt das Schicksal des Regenwaldes. Mit diesen Worten eröffnete Graeme Maxton, der Generalsekretär des Club of Rome, die Pressekonferenz anlässlich der Buchpremiere des 34. Berichts an den Club of Rome, dessen deutscher Titel "Endspiel - Wie wir das Schicksal der tropischen Regenwälder noch wenden können" lautet. 

Wie Maxton ausführte, werden Berichte an den Club of Rome von dessen Mitgliedern umfassend geprüft, um sicherzustellen, dass sie höchsten wissenschaftlichen Standards genügen. Sie leisten einen innovativen Beitrag zu einem globalen Themenbereich von zentraler Bedeutung für die Zukunft der Menschheit und des Planeten. Der Autor der Studie, Claude Martin7

, weise nach, dass die tropischen Regenwälder an einem Wendepunkt stehen. Die Entscheidungsträger und die Weltgemeinschaft spielten buchstäblich mit dem Feuer. Bisherige Errungenschaften und Schutzgesetze drohten aufgrund reiner Profit- und Wachstumsgier auf Kosten der tropischen Regenwälder revidiert zu werden. "Wir können es uns nicht leisten, die Warnungen und Ratschläge Claude Martins zu ignorieren. Wir müssen die verbliebenen tropischen Regenwälder wieder dorthin rücken, wohin sie gehören - ins Zentrum der globalen Klima- und Umweltdebatte", so der Generalsekretär des Club of Rome. 

Nach den einleitenden Worten Graeme Maxtons stellte Claude Martin das Buch und seine Kernbotschaften vor. Danach kommentierte Jörg Andreas Krüger8

, Leiter des Fachbereichs Biodiversität beim WWF Deutschland, den Bericht aus Sicht seiner Organisation und nahm eine globale politische Einschätzung vor. Im Anschluss an die Pressekonferenz beantwortete Graeme Maxton dem Schattenblick eine Reihe von Fragen. 

Schattenblick (SB): In Ihrem Buch "The End of Progress" und anderen Publikationen kritisieren Sie die Vorstellung eines unbegrenzten ökonomischen Wachstums. Ist Wachstum Ihrer Auffassung nach in erster Linie die Konsequenz eines fehlgeleiteten ökonomischen Denkens oder liegen ihm strukturelle Mechanismen des vorherrschenden Wirtschaftssystems zugrunde, die noch schwerer anzugreifen sind? 

Graeme Maxton (GM): Die Vorstellung, dass Wachstum wichtig sei, ist zweifellos eine relativ moderne Idee. Sie kam Ende der 1950er Jahre auf und wurde vor allem von den rechtsgerichteten Think Tanks und der Art und Weise, wie Wirtschaftswissenschaften insbesondere in den USA gelehrt wurden, befördert. Angestrebt wurde eine neoliberale Welt mit weniger Regierung, einer größeren Bedeutung des Individuums und Wirtschaftswachstum als das Ziel unserer Gesellschaft. Für geraume Zeit war das durchaus positiv, weil es Wohlstand, Prosperität und eine Verringerung der weltweiten Armut mit sich brachte. Wir haben jedoch längst einen Kipppunkt erreicht, da wir zu viele Ressourcen verbrauchen, die Welt überbevölkern und einen destruktiven Kurs steuern. Geht man in der Geschichte weiter als diese 50 Jahre zurück, stellt man fest, dass wir jahrhundertelang ohne Wachstum existiert haben. Wachstum ist also nicht wichtig für uns, wir können ohne Wachstum leben. Es ist ein modernes Phänomen. 

SB: Sie mahnen ein Ende des Wachstums an. Welche Konsequenzen halten Sie für geboten? Könnte ein grünes Wachstum die Alternative sein, ist eine Art Stillstand auf dem erreichten Niveau möglich oder müsste es sich sogar um Degrowth handeln? 

GM: Es muss Degrowth sein. Wenn wir uns die Welt vor Augen führen, leben wir heute so, als hätten wir eineinhalb Planeten. Deshalb müssen wir logischerweise den Umfang unserer ökonomischen Aktivitäten um etwa ein Drittel reduzieren. Wenn wir den Entwicklungsländern Wachstum zugestehen, bedeutet das für die Industriestaaten, dass diese ihr Wachstum in noch stärkerem Maße, nämlich um mehr als die Hälfte, reduzieren müssen. Dann ist Wachstum in Indien, China, Afrika und allen anderen Regionen der Welt möglich, so dass die Menschen dort einen annehmbaren Lebensstandard erreichen. Es mag schrecklich klingen, dass wir im Westen unser Wachstum um über die Hälfte oder gar zwei Drittel reduzieren müssen, aber das bringt uns lediglich zu einem Lebensstandard zurück, wie wir ihn in den 1980er Jahren hatten. Das ist absolut möglich. Wir können Produkte wie Autos, Kühlschränke oder Mobiltelefone entwerfen, die 30 oder 40 Jahre halten, weil sie sich reparieren lassen. Wir müssen jedoch das Wirtschaftssystem ändern, das auf Kurzfristigkeit, Profit und der Macht der großen Konzerne gründet. Wir müssen unser Wirtschaftssystem wieder in die Balance bringen, damit es im Interesse der Gesellschaft und nicht der Großkonzerne funktioniert. 

SB: Was raten Sie dem globalen Süden und insbesondere den sogenannten Schwellenländern, wenn sie dieselbe Entwicklung nachholen wollen, die der Norden mit den bekannten katastrophalen Folgen genommen hat? 

GM: Das ist eine schwierige Frage. Wenn ich mit Menschen in China spreche, verstehen sie meines Erachtens das Gesamtszenario. Sie sind sich im klaren darüber, dass sie nicht denselben Lebensstandard wie in den Ländern des Westens erreichen können. Spricht man mit Menschen in Deutschland, verstehen auch hier die meisten, dass wir über unsere Verhältnisse leben und unseren Lebensstandard senken müssen. Zu Problemen kommt es wohl eher in anderen Industriestaaten und insbesondere den USA, wo man schlichtweg nicht zu akzeptieren bereit ist, dass wir eine Kurskorrektur herbeiführen müssen. Es ist meine größte Sorge, dass es zwar möglich ist, das System zu ändern, aber wir erst eine tiefgreifende Krise brauchen, bis wir uns dazu durchringen. 

SB: Welche Erfahrungen haben Sie in China gemacht, das ja mit gravierenden Umweltproblemen zu kämpfen hat? 

GM: China hat in der Tat gewaltige Umweltprobleme zu bewältigen. Von den 20 Städten mit der weltweit höchsten Luftverschmutzung liegen 16 in China, mehr als die Hälfte aller Flüsse ist verseucht, die Krebsraten haben in den letzten zehn Jahren explosionsartig zugenommen. Den Chinesen macht das Wachstum nicht nur wegen dessen Folgen für den Planeten Sorgen, sondern insbesondere auch mit Blick auf die soziale Stabilität der Gesellschaft. Ihnen ist klar, dass sie eine Balance herstellen müssen, um Stabilität zu gewährleisten. Zudem haben sie eine längere Perspektive. Wenn man die letzten 50 Jahre als eine zunehmende Lockerung der Restriktionen auffasst, die nach 1949 und während der Kulturrevolution herrschten, sieht man diese gewaltige Explosion der Ambitionen. Die Chinesen wissen aber auch, dass sie das Gleichgewicht wiederherstellen müssen, auch wenn das ein oder zwei Jahrzehnte dauert. Sie verstehen besser als die Menschen in den meisten anderen Ländern, dass sie eine Wende herbeiführen müssen. 

SB: Die Gesamtmenge des weltweit zirkulierenden Geldes übersteigt das Bruttosozialprodukt aller Volkswirtschaften bei weitem. Bedeutet das, dass eine unabsehbar lange oder gar finale ökonomische Krise nicht abzuwenden ist? 

GM: Die notwendige Kurskorrektur herbeizuführen, ist zweifellos noch schwieriger, wenn wir ein Finanzsystem haben, das außer Kontrolle geraten ist und den Bedürfnissen der Gesellschaft nicht dient. Das heutige Finanzsystem ist ein gigantisches Casino. Sobald man die Wachstumsrate stoppt, bricht das Finanzsystem sehr schnell zusammen, weil es auf Schulden, Wachstum und Zinszahlungen beruht, die alle reduziert werden müssen. Es trifft zu, dass die aufgehäuften Schulden niemals zurückgezahlt werden können. Wir haben also ein fundamental instabiles System. Bricht es zusammen, ist das mit Sicherheit eine Katastrophe für den größten Teil der Welt, die uns dennoch nicht umbringen wird. Wenn wir hingegen so weitermachen wie bisher und die globale Durchschnittstemperatur um mehr als zwei Grad zunimmt, wird uns das umbringen. Wir können eine Finanzkrise überleben, aber nicht den Klimawandel. 

SB: Die Arbeitslosigkeit nimmt zu, die Ungleichheit wächst, die Löhne fallen, die Kluft zwischen Arm und Reich ist tiefer denn je. Welche Politik und ökonomische Wende halten Sie für unabdingbar, um diese Talfahrt der sozialen Verhältnisse zu bremsen? 

GM: Das existierende neoliberale System ist dazu entworfen, die Ungleichheit zu verschärfen. Es ist im Kern dieses Systems verankert, dass der Besitzstand der Reichen schneller wächst als jener der Armen und dadurch die Ungleichheit zunimmt. Es ist auch dazu entworfen, Langzeitarbeitslosigkeit anwachsen zu lassen, weil es sich auf Produktivität fokussiert, deren Zunahme auf einer Lohnsenkung und dem Ersetzen menschlicher Arbeitskraft durch Maschinen aller Art beruht. Das neoliberale System ist folglich für das Gegenteil dessen entworfen, was wir brauchen. Dieses System droht uns in eine Art mittelalterliche Welt zu führen, in der wir einen geringen Prozentsatz sehr reicher und einen hohen sehr armer Menschen haben. Das ist eine mögliche Zukunft. 

Wir können aber Arbeitslosigkeit auch direkt bekämpfen, indem wir die vorhandene Arbeit gleichmäßiger verteilen. In der OECD erlaubt es die Gesamtmenge der ökonomischen Aktivitäten bereits, dass jeder ein bestimmtes Einkommensniveau bekommen könnte. Wir könnten alle mit den ökonomischen Aktivitäten, wie sie heute herrschen, komfortabel leben. Das Problem ist die falsche Verteilung zugunsten sehr weniger Reicher und zu Lasten sehr vieler weniger Wohlhabender oder Armer. Würden wir die Arbeit und den Reichtum besser verteilen, hätten wir eine leichte Lösung in den reichen Ländern. Das zu erreichen wäre gar nicht besonders schwer, denn man müsste beispielsweise nur die Zahl der Urlaubstage über eine Periode von zehn Jahren erhöhen und statt sechs Wochen vier oder fünf Monate Ferien machen. Auf diese Weise ließe sich die Zahl der Arbeitsplätze um ein Drittel erhöhen. Man könnte auch gezielt Arbeitsplätze schaffen. 

An meinem früheren Wohnsitz in Schottland hatte ich Ausblick auf einen Park, in dem eine einzige Person in Teilzeitarbeit nach dem Rechten sah. In Wien, wo ich eine Wohnung habe, kümmern sich sechs Leute um eine Fläche von derselben Größe. Dort hat die Regierung entschieden, dass es besser sei, mehrere Leute für einige hundert Euro zu beschäftigen und ihnen eine sinnvolle Tätigkeit zu verschaffen, statt Arbeitslosenunterstützung an sie zu zahlen. Wir als Gesellschaft haben durchaus eine Wahl, wie zu verfahren sei. 

SB: Der Primat des sogenannten freien Marktes führt zu einem Verlust demokratischer Rahmenbedingungen und Einflussmöglichkeiten für die Mehrzahl der Menschen. Auf welche Weise könnte man Ihres Erachtens die gesellschaftliche Kontrolle wiedergewinnen? 

GM: Der freie Markt ist definitiv zu weit gegangen. Dennoch gibt es vor allem in der englischsprachigen Welt noch immer sehr viele Menschen, die das für ein großartiges System halten. Es ist gar nicht so schwer, die wesentlichen Merkmale eines neuen Wirtschaftssystems zu definieren. Die Lücke zwischen Arm und Reich muss verringert werden, Arbeit und Reichtum müssen geteilt werden, wir müssen in Harmonie mit dem Planeten leben. Die Schwierigkeit besteht nicht darin zu definieren, was wir brauchen, sondern zu verstehen, wie wir uns von dem heute vorherrschenden System in die gewünschte Richtung bewegen können, ohne dass es zum Zusammenbruch kommt. Mit dieser Frage beschäftigt sich derzeit der Club of Rome. Es ist möglich, ein System herbeizuführen, in dem wir in Harmonie mit dem Planeten und miteinander leben. Wie wir dahin kommen, ist die wirklich schwierige Frage. 

SB: Der Standard der Menschenrechte in den westlichen Ländern sinkt in verschiedener Hinsicht - Repression durch die Polizei, massenhafte Inhaftierung, untergrabene Pressefreiheit, um nur einige Aspekte anzuführen. Offensichtlich sind einflussreiche Interessen bestrebt, das herrschende politische und ökonomische System in seinem Bestand zu sichern und fortzuschreiben. Wie könnte man diese Interessen identifizieren und ihnen die Stirn bieten, um eine Gesellschaft zu verhindern, in der wir mehr oder minder unter totaler Überwachung und Kontrolle stehen? 

GM: Das ist meine große Sorge. Wir leben - nicht unbedingt in Europa, aber definitiv in den USA - in einer Art Polizeistaat, einem militarisierten Staat, in dem die Persönlichkeitsrechte pulverisiert werden, obgleich dort das Wort "Freiheit" in aller Munde ist. Hinter dem System des freien Marktes stehen mächtige Interessen, die eine demokratischere Gesellschaft verhindern: Die großen Konzerne, die mächtiger als das Rechtswesen in diesen Ländern sind, ein gewaltiger Militärapparat und ein politisches System, dem die meisten Gründe für seine Existenz abhanden gekommen sind. Wir dürfen dieses System nicht direkt angreifen, weil wir bei einem solchen Frontalangriff nur unterliegen können. Wir müssen klüger vorgehen und eine Politik implementieren, die in zunehmendem Maße Veränderung schafft. Gefragt ist eine intelligente Politik, die den Armen hilft, ihre Lebensverhältnisse zu verbessern, und Reichtum immer besser verteilt, ohne dass unsere Absicht, eine umfassendere Wende herbeizuführen, offensichtlich wird. 

SB: Der Preis, den wir für Ressourcen zahlen, ist viel zu niedrig, da die Arbeitskräfte in den Herkunftsländern schlecht bezahlt und die Umweltschäden nicht in Rechnung gestellt werden. Wie könnte man mit dieser Situation umgehen, da doch eine Erhöhung der Konsumentenpreise zuallererst die ärmeren Menschen träfe? 

GM: Für die Industriestaaten ist das keine allzu schwierige Frage. Bei uns wird vor allem Arbeit und nicht so sehr die Ressource besteuert. Man könnte daher im Steuersystem eine Verschiebung von einem zum andern vornehmen. Für die Entwicklungsländer ist das sehr viel komplizierter. In Ländern wie Indien, Indonesien und anderswo ist die Subventionierung des Ölpreises substantiell, da die Armen andernfalls keine Entwicklungschance hätten. Ich glaube, dass wir dennoch Lösungen dieser Problematik finden können. Man könnte beispielsweise jedem Menschen weltweit das Recht zugestehen, eine bestimmte Menge an Kohlenstoff zu emittieren. Da die Armen sehr viel weniger Kohlenstoff emittieren, könnten sie ihren Anspruch an reiche Länder verkaufen, wodurch Reichtum in Richtung der armen Länder verschoben würde. Es gibt durchaus Wege, den Output zu reduzieren und die Balance zu verbessern. Im Endeffekt ist die Rechtsprechung gefragt: Wenn wir Produkte haben wollen, die so lange wie möglich halten, weil sie entworfen sind, um in Stand gehalten und repariert zu werden, bedarf es einer entsprechenden Steuerpolitik. 

SB: Die Schaffung enormer Datenbestände in Händen der Geheimdienste wird durch Unternehmen wie Google, Facebook und andere massiv befeuert. Welche Empfehlung können Sie hinsichtlich des alltäglichen Gebrauchs solcher Anwendungen geben und halten Sie einen tendenziellen Verzicht auf diese moderne Technologie für praktikabel? 

Gefragt ist eine intelligente Politik, die den Armen hilft, ihre Lebensverhältnisse zu verbessern, und Reichtum immer besser verteilt, ohne dass unsere Absicht, eine umfassendere Wende herbeizuführen, offensichtlich wird.





GM: Ich hege große Hoffnungen, dass die Europäische Union eine Gesetzgebung auf den Weg bringt, die uns besser vor solchen Entwicklungen schützt, die völlig außer Kontrolle geraten sind. Wir werden von einer wachsenden Zahl solcher Systeme beobachtet, gefilmt und ausspioniert. Ich persönlich verwende Linux, surfe im Internet ohne Cookies, benutze kein Smartphone, versuche meine Kommunikation zu begrenzen und meide alle Anwendungen, die mich physisch lokalisieren, wie es Google macht. Ich kaufe natürlich keinen Fernseher, der mithört und filmt, was ich zu Hause mache. Aber dies durchzuhalten wird immer schwieriger. Der einzige Weg, etwas dagegen zu unternehmen, wenn wir nicht gerade auf die Straße gehen wollen, führt über die Gesetzgebung. 

SB: Die größte Bedrohung unserer Existenz ist nicht der Terrorismus oder ausbleibendes Wachstum, wie man uns weiszumachen versucht. Wie ist es möglich, eine derart irreführende Sicht der wesentlichsten Probleme unserer Zeit zu implementieren? 

GM: Diese Sichtweise wurde gezielt geschaffen und verbreitet. In den 1950er Jahren existierte eine Gruppe von Ökonomen namens "Mont Pelerin Society", die die Grundzüge des Neoliberalismus ausformulierte, wie wir ihn heute kennen. Sie wurden von rechtsgerichteten NGOs in den USA, großen Unternehmen und reichen Republikanern unterstützt, die diese Botschaft in aller Welt verbreiteten. Diese Sichtweise wird durch Furcht genährt. Was den Terrorismus betrifft, macht die Zahl der Opfer terroristischer Anschläge im Westen seit 9/11 nur einen geringen Bruchteil der Todeszahlen bei Geburten aus. Terrorismus ist keine Bedrohung für uns. Dennoch hat man uns dazu angehalten, das Gegenteil zu glauben, damit wir unseren Regierungen vertrauen und uns paralysiert fühlen. Es ist ein riesiges Propagandamanöver. Wir müssen zunächst aufwachen und dann überlegen, wie wir das ändern. 

SB: Der Club of Rome als ein informeller Zusammenschluss unabhängiger Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft hat eine lange Geschichte als Katalysator von Veränderungen. In welchem Maße ist es ihm gelungen, über die Jahre seiner Stimme Gehör zu verschaffen und im Sinne seiner Erkenntnisse und Warnungen Einfluss auf die Gesellschaft zu nehmen? 

GM: Wir haben viel von unserem früheren Einfluss verloren, so dass es an der Zeit ist, wieder Gehör zu finden. Als wir 1972 "The Limits to Growth" veröffentlichten, waren wir der Welt in mancherlei Hinsicht drei Jahrzehnte voraus. Die Reaktion war zunächst sehr positiv, worauf dann natürlich die neoliberalen Ökonomen samt Ronald Reagan verkündeten, sie könnten so viel Wachstum hervorbringen, wie sie wollten. Das fügte unserer Reputation schweren Schaden zu, weil man uns für Schwarzmaler und falsche Propheten hielt. Inzwischen hat sich herausgestellt, dass unsere Vorhersagen samt und sonders zutrafen. Die Finanzkrise, der Klimawandel, die Abholzung des Regenwalds - alles ist eingetreten. Das Problem ist nun, dass wir diese Entwicklung nicht aufhalten können. Wir können nichts anderes tun, als die Folgen der Probleme zu begrenzen, die wir in die Welt gesetzt haben. Für den Club of Rome könnte der Zeitpunkt nicht besser sein, sich dessen wieder zu vergewissern, dass seine Prognosen zutrafen, und wieder stärkeren Einfluss geltend zu machen. Für mich ist es eine offene Frage, an wen ich mich dabei wende. Als Club of Rome haben wir traditionell mit Politikern und Menschen, die Einfluss auf die Politik ausüben, gesprochen. Das politische System ist jedoch korrupt und nicht in der Lage, die notwendigen Entscheidungen zu treffen. Deshalb frage ich mich, ob wir uns nicht besser an eine breitere Öffentlichkeit wenden und auf diese Weise ein Bewusstsein von der unabdingbaren Wende schaffen sollten. 

SB: Einfluss zu erlangen, indem man mit maßgeblichen Personen und Institutionen in Kontakt steht, könnte dazu führen, dass der Club of Rome seinerseits von diesen Interessen beeinflusst wird. Wie schätzen Sie diese Gefahr im Kontext der von Ihnen geäußerten Zweifel an dem politischen System ein und wie könnte man ihr begegnen? 

GM: Wenn man mit Politikern und hochrangigen Vertretern aus Kreisen der Wirtschaft spricht, zeichnet sich ab, dass sie die Situation nicht angemessen verstehen. Sie erkennen den Ernst der Lage nicht und glauben an grenzenloses Wachstum in alle Ewigkeit. Insofern macht es nach wie vor Sinn, mit solchen Menschen zu sprechen und ihnen nahezubringen, dass es anderer als der gängigen Maßnahmen bedarf, um die anstehenden Probleme zu bewältigen. Zugleich sollten wir meines Erachtens stärker die Öffentlichkeit suchen, beispielsweise die Occupy-Bewegung, die Piratenpartei, die Grünen, die politische Linke einbeziehen, die verstehen, dass wir eine besser ausbalancierte Gesellschaft brauchen. Der Club of Rome befasst sich nicht nur deswegen mit Ungleichheit und Arbeitslosigkeit, weil er eine moralische Verpflichtung dazu empfindet. Er ist vielmehr der Auffassung, dass die Lösung dieser Probleme dazu führen würde, dass man die Umweltprobleme sehr viel leichter angehen und bewältigen könnte, die uns tatsächlich umbringen, wenn wir nichts dagegen unternehmen. 

SB: Herr Maxton, vielen Dank für dieses Gespräch. 


Eindrücke von der Linken Woche der Zukunft

Wolfgang Borchardt

Mein Fazit von den Veranstaltungen, die ich besucht habe, ist nicht eindeutig. Nachdem ökologische Themen im Programm zu wenig sichtbar waren, haben mich das von Katja Kipping und Bernd Riexinger vorgestellte Manifest und vor allem die Eröffnungsveranstaltung positiv überrascht. Gleich als erste Rednerin hat Birgit Mahnkopf den Finger auf die Wunde gelegt und darauf hingewiesen, dass die Klimagefahren in der Zukunftsperspektive DER LINKEN zu wenig berücksichtigt werden. Das machte Hoffnung. Geradezu stürmischen Beifall gab es jedoch nach dem letzten Vortrag der Runde. Volker Lösch stellte die Frage, was die zunehmende Anzahl derjenigen Menschen, die nicht mehr zur Wahl gehen, dazu bewegen könnte, das doch zu tun und DIE LINKE zu wählen. Er beantwortete die Frage auch gleich selbst: "Die Wahrheit sagen!" 

Das setzt im Falle der Menschheitsgefährdung durch den Klimawandel voraus, die Wahrheit zu (er)kennen, erkennen zu wollen, nicht als Hobbythema irgendwelcher spinnerter Ökos zu verdrängen und/oder als spezifisches Problem des Umweltressorts zu betrachten. Und dann... 

Die Eröffnungsveranstaltung machte jedenfalls Hoffnung auf interessante Diskussionen. Leider waren diese dann oft nicht möglich. Ich habe mich entschieden, zu den Veranstaltungen zu gehen, die nicht vordergründig oder nur "Ökothemen" behandelten, bei denen die ökologisch Engagierten nicht unter sich bleiben würden. Doch viele Veranstaltungen waren Vorträge und Podiumsdiskussionen. Daher war durch die Auswahl der RednerInnen bzw. des Podiums das Ergebnis bereits weitgehend vorgegeben. So erging mir das bei "Wie wollen wir arbeiten? Wie wollen wir leben?". Das Thema hätte auch aus ökologischer Sicht zukunftsorientierte Politikansätze ermöglicht - die "radikale Änderung der Lebensweise" und "eine andere Konsumtionsweise" haben wir bereits 1994 in unserem Gründungsdokument gefordert. Wenn die Zukunft offen ist und gestaltet werden kann - wovon wir ja ausgehen - sollten die Ziele, Wege und einzelnen Schritte gemeinsam diskutiert werden - so habe ich die Woche der Zukunft aufgefasst. Leider gab es bei "Wie wollen wir arbeiten? Wie wollen wir leben?" nicht einmal die Möglichkeit, Fragen aus dem Publikum zu stellen... 

Die Schwierigkeit besteht nicht darin zu definieren, was wir brauchen, sondern zu verstehen, wie wir uns von dem heute vorherrschenden System in die gewünschte Richtung bewegen können, ohne dass es zum Zusammenbruch kommt.

Graeme Maxton





Ausnahmen waren natürlich die Werkstätten. Beim Workshop "«Mehr oder weniger?» - Die LINKE im Wachstumsdilemma" prallten denn auch die Meinungen aufeinander. So meinte Ralf Krämer9

 zum Beispiel: Zwar müssten Umweltbelastung, Energieverbrauch und Rohstoffumsätze schrumpfen, aber das Bruttoinlandsprodukt (BIP) dürfe nicht schrumpfen, damit die Einkommen nicht sinken. Und um unsere Ziele durchzusetzen, brauchten wir die Menschen, die uns wählen, weil wir ihre sozialen Interessen vertreten. Doch was ist mit den Vielen, die nicht mehr wählen gehen, weil sie keiner Partei mehr vertrauen? Das wurde in diesem Workshop nicht beantwortet. Auf die Forderung nach dem BIP-Wachstum gab es mehrere Entgegnungen. Ich habe zugespitzt: „Wer sagt, wir brauchen das BIP-Wachstum, damit wir unsere sozialpolitischen Maßnahmen durchsetzen können, der hat bereits vor dem Kapitalismus kapituliert. Natürlich sind Umverteilungskämpfe bei wachsender Wirtschaft leichter durchzusetzen, aber dass der größere Teil des Gewinns trotzdem nicht umverteilt wird, ist die eigentliche Schande.“ Leider keine Reaktion. 

Mehrfach wurde angemahnt, dass wir auch Verzicht üben müssten, doch das wurde abgelehnt mit der Bemerkung, dass Verzicht den Wählern nicht zu vermitteln sei. Schließlich wurde von Axel Troost (1:28) selbst „Nullwachstum“ als „völliger Schwachsinn“ bezeichnet, weil diese Forderung undifferenziert sei: Einige Bereiche müssen schrumpfen und andere, z.B. im sozialen Bereich müssen wachsen. „Eine Orientierung auf Nullwachstum, ohne zu sagen, was das strukturpolitisch heisst, [ist] dummes Zeug“. Interessant ist, dass diese Argumentation immer wieder GEGEN die Forderung nach sinkendem BIP in Stellung gebracht und von Verfechtern eines sinkenden BIP verlangt wird, konkrete Vorschläge zu machen. Umgekehrt habe ich noch von keinem Vertreter des BIP-Wachstums einen einzigen Vorschlag gehört, welche Wirtschaftsbereiche schrumpfen sollen.

Eine Vertiefung und Diskussion der Argumente fand leider aus Zeitgründen nicht statt. 

Ich schildere Teile dieses Workshops etwas ausführlicher, weil er meines Erachtens symptomatisch ist für die Situation nicht nur auf der Woche der Zukunft, sondern in DER LINKEN insgesamt: Wir kommen immer noch nicht über den Austausch von Statements hinaus. So bestehen Zusammenschlüsse und Strömungen neben- und nicht miteinander – ohne dass die unterschiedlichen Auffassungen und Widersprüche für die politische Arbeit produktiv gemacht würden. Doch nur auf diesem Weg hätten wir die Chance, eigenständige Zukunftslösungen zu erarbeiten und von der Reaktion auf antisoziale, antidemokratische und nicht zuletzt menschheitsgefährdende antiökologische Zumutungen des Kapitals zur aktiven Gestaltung zu kommen. Dass das dringend notwendig ist, charakterisierte Hans Thie als Mangel der LINKEN im Bundestag: „Wir identifizieren die Notlagen, Bedarfe und Probleme und Bedarfe der Gegenwart und unsere Umverteilungsvorschläge reagieren auf diese und dabei vergessen wir in der täglichen Praxis fast immer die Umbaupfade in den verschiedenen Bereichen. … Wir bleiben fast immer den momentanen Problemen verhaftet. … Wir haben einen verkürzten gewerkschaftlichen Ansatz der unmittelbaren Interessenvertretung in der Politik selbst.“ 


Energie

Betr.: „Die kommende Demokratie: Sozialismus 2.0“

Vorschlag für eine manipulationsfreie digitale Energiemarktordnung

Liebe Katja, lieber Bernd,

das von Euch herausgegebene Memorandum stellt anspruchsvolle aber unverzichtbare Forderungen an die Parteimitgliedschaft und ist zugleich ein Ansporn, diesen Forderungen gerecht zu werden. Persönlich hoffe ich sehr, dass es zum Leitfaden des bevorstehenden Parteitages wird.

Eine der größten Herausforderungen sehe ich darin, dass Mitglieder unserer Partei in öffentlichen Ämtern stets spürbar für die Verwirklichung dieser Forderungen eintreten und die Kraft haben, sich nicht vom Mainstream des neoliberalen Kapitalismus verbiegen zu lassen. Das gilt insbesondere für Regierungsbeteiligungen.

Für mich sind die von Euch vorgeschlagenen Einstiege in einen radikalen Umbau der Wirtschaft ein Vorhaben, das keine Verzögerung duldet. Deshalb sollte das Vorhaben der Bundesregierung verhindert werden, die Stromversorgung in einen Scheinmarkt zu zwängen, der nur die Fortsetzung der Subventionierung von Kohleverstromung und Aufrechterhaltung des Preisdiktates der Konzerne ist. Einen ersten Schritt in die richtige Richtung sehe ich in der Realisierung sozial-marktwirtschaftlicher Verhältnisse, wie sie von der Bundesregierung bisher nur vorgetäuscht werden.

Dieser Täuschung sollten wir entgegentreten, indem wir die gesetzlichen Grundlagen für eine Energiemarktordnung vertreten, die sich gegen die künftig vorgesehene Beibehaltung der Marktmanipulation wendet, wie sie mit der Einführung des Begriffes „Marktdesign“ verbunden ist.

Gegenwärtig ist die Existenz von Strommärkten eine Fiktion, die ausschließlich der Verbrauchertäuschung über unlautere Gewinne dient: Die Preise werden überwiegend von einer Börse bestimmt, an der Strom gehandelt wird, der noch nicht produziert ist. Weil die verfügbaren Erzeugungskapazitäten bekannt sind, führt das auch für Strom aus atomaren und fossilen Energieträgern nur scheinbar zu Marktverhältnissen. 

Real ist Strom aus atomaren und fossilen Energieträgern preismanipuliert, weil Angebot und Nachfrage an der Börse von Monopolisten für Produktion und Distribution beherrscht werden. Staatliche Übernahme eines wesentlichen Anteils von mit der Energieerzeugung und -verteilung verbundenen Kosten führt zu einem Zerrbild der Energieökonomie und zu Verteilungsungerechtigkeit. Kostenbefreiung für den Strombezug sogenannter Vielverbraucher lässt keinen Zweifel darüber aufkommen, dass damit ein Strompreisdiktat für alle übrigen Verbraucher verbunden ist.

Die Einbeziehung des Handels mit Solar- und Windstrom in das ungeeignete System der Strombörse verhindert vollends Marktverhältnisse, weil deren Aufkommen wetter-, tages- und jahreszeitabhängig und deshalb weitgehend unvorhersehbar ist. 

Börsenhandel von Solar- und Windstrom ist ebenso absurd, wie Börsenhandel mit Regenwasser, für das keine Speicherbecken vorhanden sind. In beiden Fällen können die Gestehungskosten für betrugsfreie Preise erst ermittelt werden, wenn der Strom bzw. das Regenwasser geliefert wurde. Die verfügbaren Angebotsmengen werden dafür stets zeit- und ortsbezogen unterschiedlich sein, so dass erst im Nachhinein marktgerechte Preise berechnet werden können. 

Grundsätzlich ist Energieversorgung Bestandteil der Daseinsvorsorge. Einbeziehung von Handelsunternehmen zwischen Produktion, Transport und Verbrauch von Nutzenergie verursacht Aufwand ohne gesellschaftlichen Nutzen. 

Exakte Messergebnisse für Bezugsmengen aus unterschiedlichen Quellen sind dagegen bereits heute abnehmerbezogen technisch protokollfähig. Sie sind Grundlage für nachträglich berechnete Preise mit marktgerechter Gewinnspanne. 

Die Ermittlung der Gestehungskosten von Nutzenergie beim Abnehmer aus der jeweils kostengünstigsten verfügbaren Quelle ist ein mit geringem Aufwand lösbares Problem. Digitale Messtechnik und spezielle Tablet Computer ermöglichen exakte Verbrauchsprotokollierung über frei wählbare Zeitabschnitte.

Zum vom Bundesministerium herausgegebenen Grünbuch „Ein Strommarkt für die Energiewende“ gibt es 596 Stellungnahmen. Wichtigste ist ein Memorandum von Eurosolar „Neue Energiemarktordung statt Strommarktdesign“. Nur darin wird der Energiemarkt als Ganzes betrachtet. Nicht nur in diesem Memorandum wird auf die im Grünbuch fehlende Berücksichtigung der dezentralen Erzeugungs- und Verteilungsstrukturen erneuerbarer Energien hingewiesen. Dezentralität der Energieversorgung ist objektive Voraussetzung für die Ablösung atomarer und fossiler Energieträger. 

Nur eine Marktordnung, die den Zusammenhang aller Nutzenergieerzeugungs- und Speicherformen einschließt, ist für die Energiewende zielführend. Ein „Marktdesign“ lässt bisher vorhandene Marktmanipulationen weiterhin zu. 

Verbraucher ohne Beteiligung an Energieselbstversorgung, denen kein Sozialbezug eingeräumt wird, werden vom bestehenden Preisdiktat für Strom extrem benachteiligt. 

Inzwischen sind die Gewinne der Strombörse so hoch, dass an ihre Erweiterung für den Lebensmittelhandel gedacht wird. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass der Börsenhandel in der „Leitstudie Strommarkt 2015“ für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie nicht ausgeschlossen wird, weil sie überwiegend von Unternehmensberatungsinstitutionen ausgearbeitet wurde. Folgerichtig wird darin auch der erforderliche Strukturwandel zur Dezentralisierung der Energieversorgung weitgehend ignoriert. 

Privatwirtschaftliche Verträge außerhalb der Börse zwischen Energieerzeuger und Energiegroßabnehmer müssen die Energieübertragungskosten einschließen. Sie sind umso höher, je größer die Entfernung zwischen Energieerzeuger und Energieabnehmer ist. Preise für Stromnetznutzung, für deren Berechnung die Länge des Übertragungsweges unberücksichtigt bleibt, gehen infolge von Fehlinvestitionen zu Lasten des nationalen Staatshaushaltes und des Staatshaushaltes der an internationalen Stromnetzen beteiligten Volkswirtschaften.

Dezentrale Strukturen bedingen untereinander vernetzte autonome Inseln bedarfsabhängig gesteuerter Nutzenergieerzeugung. Autonome Inseln können Dorfgemeinden, Wohnquartiere, Behördensitze, öffentliche Einrichtungen, Gewerbe- und Industriebetriebe oder Kombinationen daraus sein. Autonome Inseln benötigen vom Markt in der Regel nur Speicherenergie in Form von Gas und Treibstoff für Motorgeneratoren, wenn Defizite aus regenerativer Energieerzeugung ausgeglichen werden müssen. Zunehmend wird der Strombezug über das öffentliche Verbundnetz zum Ausnahmefall. 

Eine geeignete Marktordnung schreibt für Betreiber autonomer Netze die Einhaltung der Systemparameter des öffentlichen Netzes (synchrone Frequenz und Spannung) vor. Die Erhebung einer EEG-Abgabe für Systemdienstleistungen von Energieselbstversorgern, wie sie im EEG 2014 gefordert wird, ist damit gegenstandslos.

Die gerätetechnischen und technologischen Voraussetzungen für die Erfassung der Nutzenergieerzeugung und des Nutzenergieverbrauchs aller netzgebundenen Erzeuger und Verbraucher aus allen verfügbaren Quellen sollte schon jetzt Gegenstand staatlicher Entwicklungsaufträge und Förderverträge werden. Vorauszusetzen ist die Protokollierung auf digitalen Datenträgern sowohl bei den Nutzenergieerzeugern als auch bei den Nutzenergieverbrauchern.

Folgende Prämissen einer Energiemarktordnung halte ich für unverzichtbar:

	Einbeziehung volatiler (fluktuierender nicht planbarer) Energien in den Börsenhandel ist verboten.



	Zur Entwicklung eines Marktes für Speicherenergie erhalten Investoren in Energiespeicher- und Energieumwandlungsanlagen kostenlos den Überschussstrom bereitgestellt, der bisher zur Vermeidung von Netzüberlastung abgeschaltet und verworfen wird. Die kostenlose Bereitstellung ist mit zeitgerechter Abnahme- und Verwertungspflicht durch das Verwertungsunternehmen verbunden (die Netzsicherheit ist umso größer, je näher die Abnahmestelle von Überschussstrom an der Einspeisestelle von Speicherstrom in das öffentliche Netz ist). 



	Zur Wiederherstellung des ursprünglichen Vorranges erneuerbarer Energien werden Betreiber reaktionsträger Energieerzeugungsanlagen so lange mit den Kosten verworfener Überschussenergie belastet, wie ausreichend Energiespeicher- und Energieumwandlungsanlagen für die Versorgungssicherheit fehlen. 



	Für Energieselbstversorgung aus regenerativen Quellen werden keine staatlichen Abgaben erhoben, sofern sie die Systemparameter des öffentlichen Netzes nicht beeinflussen.



	Die Besteuerung von Energieselbstversorgern ist mit der Umsatz- und Lohnsteuer für die Errichtung, die Wartung und den Betrieb der internen Erzeugungs-, Speicher- und Verteilanlagen abgegolten.



	Betreiber und Betreibergesellschaften autonomer Energienetze sind von Steuern befreit, sofern sie intern mit dem öffentlichen Netz synchrone Frequenz und Spannung sichern und das öffentliche Netz nicht mit Blindstrom beaufschlagen.



	Energiemarktteilnahme als Betreiber und Nutzer öffentlicher Netze ist mit Pflicht zur zeitraumgerechten messtechnisch differenzierten Protokollierung der Quellen eingespeister und entnommener Energiemengen verbunden.



	Angabe der Übertragungsentfernung und der einbezogenen Spannungsebenen sind Bestandteil von Strompreisrechnungen von Energiemarktteilnehmern. Grundlage der Preisberechnung sind zeitraumbezogene Messprotokolle für Energieeinspeisung der Erzeuger an den Knotenpunkten unterschiedlicher Netze und zeitraumbezogene Messprotokolle beim Endabnehmer.



	Um einen kostenrealen und subventionsfreien Energiemarkt zu sichern, wird er von der EEG-Umlage befreit. Dazu wird Anspruchsberechtigen erhöhter Strom-Einspeisevergütung auf Verhandlungsbasis eine staatliche Abfindung für die Restlaufzeit des mit ihnen abgeschlossenen Vertrages gezahlt. Als Wertäquivalent soll die Abfindung der Finanzierung von Speichermodulen zur Energieautonomie der Anspruchsberechtigten dienen.

Die auch in Zukunft sinkende EEG-Subventionierung wird durch Abbau der Subventionierung atomarer und fossiler Energieerzeugung finanziert.



	Die Energiemarktordnung muss Betreibern thermischer Kraftwerke Anreize zur Umstellung auf Speicherenergieerzeugung vermitteln.





Dieser Vorschlag erhielt die mehrheitliche Zustimmung der IG politische Bildung DIE LINKE Lausitz. Er befindet sich im Diskussionsprozess in der Ökologischen Plattform bei der Partei DIE LINKE, in der LAG Umwelt und der LAG Betrieb und Gewerkschaft des Landesverbandes DIE LINKE Brandenburg.

Mit einer Kritik der Stellungnahme der IG Metall zum Grünbuch „Ein Strommarkt für die Energiewende hat auch das Ressort Industrie-, Struktur-, Energiepolitik Kenntnis vom Inhalt dieses Vorschlages erhalten. Hier gab es Widerspruch zur mit diesem Vorschlag verbundenen dezentralen Struktur der Energieversorgung und dem Verzicht auf Braunkohleverstromung. 

Die Mitglieder der attac-Gruppe Cottbus haben den Vorschlag zur Kenntnis erhalten. Widerspruch gab es dazu bisher nicht.

Für den kommenden Parteitag wünsche ich Euch konstruktive Debatten und mobilisierende Beschlüsse!

Mit solidarischen Grüßen

Dieter Brendahl


Abfall

Peinlich, dieser Kaffee!

Hilde Hartmann

In Brasilien oder anderswo wird auf Kaffeeplantagen oft zehn Mal im Jahr Gift gespritzt, obwohl in der Anleitung der deutschen Chemiefabrik nur eine Spritzung empfohlen ist. Das Gift bleibt mit den Schalen dort und verpestet Wasser und Böden, weit weg von uns. Viele Menschen dort werden chronisch krank, auch Kinder.

Das muss nicht sein - also kaufen wir Biokaffee. Nur meine Nichte Sabrina meint, dazu habe sie kein Geld. Sabrina hat sich gerade eine neue Kaffeemaschine gekauft. Für jede Tasse ein kleines Alu-Döschen. „Das spart Zeit!“, meint sie. 

Ein Aludöschen enthält z.B. 6 g Kaffeepulver und wiegt selbst 1 g, gefüllt also 7 g. Ein Kilo Kaffeepulver geteilt durch 6 g ergibt also 166,6 volle Aludöschen, rund 167. Ich stelle mir vor, Schüler stellen 167 Aludöschen computertechnisch dar, daneben ein Kilopaket. Da würden Erwachsene mal was lernen. 

Eine Packung Aludöschen enthält z.B. 100 g Döschen und kostet 3,50 bis z.B. 5,20 €. Ein Siebtel, 1 g von 7 g, geht aufs Material der Aludöschen - also etwa 50-75 Cent. Das Kilo Aludöschen-Kaffee kostet also 40 bis 60 €! Mit den billigeren Zellstoffpads kommt man günstigstenfalls auf 13 € pro Kilo Kaffee - genau so viel wie unser guter Biokaffee kostet.

Nur der superteure‚ Feinschmeckerkaffee‘, Kopi Luwak Kaffee, ist noch teurer als der Aludöschen-Kaffee. Die Kaffeekirschen werden dabei von einer bestimmten Schleichkatzenart gefressen und wieder ausgeschieden. Der Exkremente-Kaffee wurde von der einheimischen Bevölkerung früher gesammelt und getrunken, da der anfangs sehr teure Plantagenkaffee ausschließlich für Kolonialisten und deren Export bestimmt war. Heute jedoch gilt Kopi Luwak als Spezialität: Für 20 € bekommt man 50 g, maximal 100 g - das wären 200 bis 400 € pro Kilo. Selbst schuld, wer den kauft!
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Doch wieso lässt die Politik sinnlose Aluverschwendung für Kaffeedöschen zu? Auch Kaffeedöschen aus Kunststoff stellen schon eine Riesenverschwendung dar, erst recht Kaffee ‚to go‘. Doch Aluminium verbraucht in der Herstellung noch weitaus mehr Energie in Form von Strom. Schwerlaster und ähnliches aus Alu haben ja noch Sinn. Aber die winzigen Döschen?! Für Alu werden außerdem Landschaften kaputt gemacht, Regenwälder abgeholzt. Giftiger Rotschlamm bleibt übrig – weit weg von uns.

Über Müllvermeidung zu reden, ist in den letzten 20 Jahren immer mehr als Spaßbremse betrachtet worden. Als ob man ein lächerlicher Ökotrottel wäre. Aber wer ist denn hier wirklich plemplem?

Sollten in vielen tausend Jahren ein paar Archäologen unsern Müll ausbuddeln und vielleicht noch erhaltene Aludöschen finden, ist mir das heute schon peinlich, wenn die wirklich herausfinden, wozu das Zeug gedient hat!

 


Bücherecke

Karl Marx. Texte – Schriften.

Rezension von Götz Brandt

In chronologischer Reihenfolge wurden von Bruno Kern die wichtigsten Schriften von Karl Marx „ausgewählt, eingeleitet und kommentiert“, wie als Untertext angekündigt. Der Theologe und Philosoph Dr. Bruno Kern ist den Mitgliedern der Ökologischen Plattform wohl bekannt, denn er gehört ebenso wie auch Saral Sarkar der „Initiative Ökosozialismus“ an, einem freien Zusammenschluss, der auf marxistischer Grundlage arbeitet. Zahlreiche Veröffentlichungen der beiden Mitstreiter wurden in der Tarantel bereits rezensiert, und beide kamen in unserer Zeitschrift zu Wort.

Hilfreich für das Verständnis des Inhalts des Buches ist, wenn man bereits einige Werke von Marx gelesen hat, sich mit der dialektischen Denkmethode und der Begriffswelt der Philosophen Bekanntschaft gemacht hat. Bruno Kern übernimmt die Aufgabe, die wichtigsten Werke von Marx aus damaliger und aus heutiger Sicht einzuordnen, zu kommentieren und auf ihre heutige Bedeutung und Anwendbarkeit einzuschätzen. Dabei wird auch die Entwicklung der wissenschaftlichen Erkenntnisse von Marx mit Wandel seiner Ansichten beleuchtet. Das ist für den suchenden Marxleser eine einzigartige Wegführung, die Überblick und Einsicht vermittelt. Jeder, der in die Werke von Marx eindringen will, sollte dieses Kompendium zur Hand nehmen.

Interessant für den Ökologen sind besonders die ausgewählten Texte und Kommentare zur „Entfremdung“, zur „vollen Entfaltung der Produktivkräfte“, dem „inhärenten Zwang zum Wachstum“, der Wirkung des „Zinseszinses“, die Ausführungen zur Zerstörung der Erde und zum Gothaer Programm.

Dem Leser wird auch ein kurzer Lebenslauf von Marx und Einblick in privaten Briefwechsel geboten.

Bruno Kern: Karl Marx. Texte – Schriften. Marixverlag Wiesbaden, 2015. ISBN 978-3-7374-0971-1, 413 Seiten, 20 €. 


Die Entscheidung. Kapitalismus versus Klima
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Rezension von Götz Brandt

Naomi Klein, die bekannte kanadische Journalistin, hat in fünf Jahren ihre Erlebnisse im Zusammenhang mit dem Klimawandel auf 700 Seiten niedergeschrieben. Nicht jeder hat die Zeit, dieses umfangreiche Werk zu lesen, so dass die vorliegende Rezension diesmal etwas umfangreicher wird. Auch deshalb, weil sehr viele Umweltprobleme angesprochen werden, der historische Ablauf des Geschehens dargestellt wird und entsprechende Schlussfolgerungen und Zielstellungen vorgestellt werden. Ein Mangel von Kleins Buch ist, dass es zu den einzelnen Kapiteln keine kurz gefassten Zusammenfassungen gibt, sondern die Quintessenz verstreut in Textstellen zu finden ist. 

Das Buch ist in drei große Abschnitte eingeteilt: „Schlechtes Timing“,  „Magisches Denken“ und „Aufbruch in die neue Zeit“. Jedes dieser Kapitel ist von den persönlichen Erlebnissen der Autorin geprägt. Immer wird die Verbindung mit dem weltweiten Geschehen beim Klimawandel hergestellt. Im Folgenden wird der wesentliche Inhalt des Buches wiedergegeben, auf eine kritische Wertung wird verzichtet, da der Autor dieser Rezension mit dem Inhalt übereinstimmt.

Einleitend weist Naomi Klein auf die Gefahr hin, dass ein sanfter allmählicher Klimawandel durchaus auch mit abrupten Veränderungen einhergehen kann und das Zeitfenster, um den Kohlendioxidanstieg zu stoppen. nur noch eine unerbittliche und enge Frist von zehn Jahren hat. Wir sind auf ein solches Ereignis nicht vorbereitet. Abrupte Veränderungen des Klimas werden durch den forcierten Rohstoffabbau von Bitumen aus Teersand, Öl aus Tiefseebohrungen, Gas aus Fracking und Kohle aus Bergsprengungen befördert. Der weltweite Kohlendioxidausstoß wächst ständig weiter an. 2013 lag er 61 % höher als 1990. Die Durchschnittstemperatur stieg um 0,8°. Das Zwei-Grad-Ziel als politisches Ziel kann nicht mehr eingehalten werden. Der oberste Klimaschützer der UN, de Boer, ist der Auffassung, dass das Zwei-Grad-Ziel nur noch erreicht werden könnte, wenn sofort die gesamte Weltwirtschaft stillgelegt wird. Die Gletscherschmelze in der Arktis und Antarktis schreitet fort und wird den Meeresspiegel zwischen drei und fünf Meter ansteigen lassen. Die Internationale Energieagentur prognostiziert sogar 6° Erwärmung. Damit wird der Klimawandel zur Existenzkrise für die menschliche Spezies. Der Klimawandel kann dann zu einem Sicherheitsproblem werden, das sowohl aus der Konkurrenz der Machtblöcke um die Ressourcen als auch aus einem „Volks-Schock“ erwachsen kann.

Eine Reduzierung der Kohlendioxidemission steht in fundamentalem Widerspruch zum deregulierten Kapitalismus und wird damit auch zu einer extremen Bedrohung für die elitären Minderheiten. Gerade zum Zeitpunkt, wenn die Gefahr für eine Klimaänderung am größten ist, ist auch die Macht der kapitalistischen Eliten am größten. Die ungezügelte Konzernmacht setzt die Bewohnbarkeit der Erde aufs Spiel. Das ist ein „schlechtes Timing“, wie der erste Abschnitt von Klein betitelt ist. Unser Wirtschaftssystem und unser Planetensystem befinden sich miteinander im Krieg. Der Markt-Fundamentalismus ist der größte Feind für das Wohlergehen der Erde. Das derzeitige Wirtschaftssystem kann sich nur noch durch einen brutalen Crash zurückschrauben. Das schlechte Timing schreibt uns vor: Entweder wir ändern uns jetzt, oder wir haben die Chance verpasst und steuern auf ein Chaos zu.

In den USA sind die Eliten mehrheitlich der Meinung, dass eine aktive Klimapolitik erfordern würde, den amerikanischen Lebensstil von Grund auf zu ändern, die wirtschaftliche Entwicklung abzuwürgen und damit großen Teilen der Wirtschaft die Geschäftsgrundlage zu entziehen. Damit sei der Klimawandel ein trojanisches Pferd, das darauf abzielt, den Kapitalismus abzuschaffen. Für die Linken wäre der Klimawandel einfach ideal. Davon macht die Linke in Deutschland aber keinen Gebrauch. 75 % der Amerikaner glauben, dass der Mensch das Klima verändert und dass eine moralische Reinwaschung des Kapitalismus hinsichtlich seiner Wirkung vergeblich sei. Das Establishment hat deshalb eine Klimawandel-Gegenbewegung mit einem jährlichen Etat von 900 Millionen Dollar etabliert. Das ist bei den jährlichen Subventionen der Fossilindustrie mit jährlich 775 Milliarden Dollar nicht viel. Von gekauften Stiftungen und Instituten wird die Erwärmung geleugnet, und diese Meinung vertreten vor allen Dingen Männer, weiß, konservativ und vermögend. Viele Kämpfer gegen den Klimawandel vertreten Prognosen, dass die reichen Länder, die in den höheren Breitenlagen liegen, einen gewissen wirtschaftlichen Vorteil aus einem etwas wärmeren Klima ziehen könnten. Der Klimawandel schweißt dann nicht alle Menschen zusammen, sondern er bewirkt genau das Gegenteil: er teilt die Weltgesellschaft weiter in Arme und Reiche. Die Entwicklungsländer sehen die Ursachen des Klimawandels im westlichen konsumorientierten Lebensstil sowie dem Export der Emissionen in die unterentwickelten Länder, wo es billige Arbeitskräfte und niedrige Umweltstandards gibt. Zum Beispiel entstehen 45 % der Emissionen Chinas durch die Produktion von Exportwaren.

Nachhaltige Technik kann zwar eine gewaltige Emissionseinsparung bewirken, aber es dauert Jahrzehnte, bis sie wirkt, und sie müsste sofort eingesetzt werden. Zusätzlich müssten wir sofort weniger konsumieren. Gegenwärtig sind etwa 500 Millionen Reiche für 50 % der globalen Emissionen verantwortlich. Wir müssen also alle in den Industrieländern zum Lebensstil wie in den 1970er Jahren zurückfinden. Dazu wären sowohl Luxussteuern als auch eine geplante Wirtschaft mit Rationierung und gerechter Verteilung der Vorräte notwendig. Güter, auf die jeder angewiesen ist, gehören in öffentlicher Hand. Eine eindeutige Abkehr von der neoliberalen Politik wäre Voraussetzung für eine neue Politik, die zuerst eine gepfefferte Kohlendioxidsteuer einführen müsste, um an einen Teil der Firmengewinne heranzukommen. Ein Hinderungsgrund für einen erfolgreichen Kampf gegen den Klimawandel ist auch, dass die Gewerkschaften erbittert um den Erhalt von Arbeitsplätzen kämpfen und seien sie auch noch so schmutzig – solange es keine Alternativen gibt.

Die Gewinnung von Bitumen in Kanada ist drei- bis fünfmal so klimaschädlich wie die Förderung von konventionellem Öl. Auch bei gefracktem Erdgas liegen die Methanemissionen um mindestens 30 % höher als bei konventionellem Gas. Nach neuesten Schätzungen des Weltklimarates hat Methan eine 34-mal höhere Anheizwirkung in der Atmosphäre als Kohlendioxid. In den ersten 10 bis 15 Jahren nach der Freisetzung von Methan ist die Wirkung noch stärker, 86-mal höher als Kohlendioxid. Es geht also vor allem um die Stilllegung der größten Dreckschleudern der fossilen Industrie, was aber gegenwärtig mit der Macht der profitabelsten Industrie der Welt nicht vereinbar ist. Die amerikanische Fossilindustrie hat vor, zukünftig fünfmal so viele fossile Brennstoffe zu verbrennen, wie die Atmosphäre aufnehmen könnte. Wir werden also einen vom Klimawandel deformierten Katastrophenkapitalismus bekommen. Wenn die Lage außer Kontrolle gerät, wird zum hochriskanten Geo-Engineering gegriffen. Die Losung kann also nur sein: Systemwandel statt Klimawandel. Aber von Linken werden oft nur Pläne für die Umverteilung der Beute verfolgt, die aus der Rohstoffextraktion erwächst. Wenn wir die natürlichen Systeme weiter so ausbeuten, dann wird Mitte des 21. Jahrhunderts die Belastbarkeit unseres Planeten überschritten. Der größte Teil der Umweltbewegungen hat die Grenze des Wachstums in einem Wirtschaftssystem, das auf Gewinnmaximierung aufbaut, nicht einkalkuliert, sondern sie versuchen zu beweisen, dass die Rettung des Planeten eine großartige neue Geschäftsidee darstellt, den grünen Kapitalismus. Damit wird die Lage noch verschlimmert und viele Bürger vom Kampf gegen den Klimawandel abgehalten.

Der zweite große Abschnitt hat den Titel “Magisches Denken“ und untersucht den Glauben, dass die unbegrenzten Fähigkeiten von Wissenschaft und Technik das Problem der Erderwärmung lösen könnten. Nachdem die Ausgabe von Verschmutzungsrechten als Mittel, den Klimawandel aufzuhalten, gescheitert war und die weltweit in einer Gesamthöhe von 500 Milliarden Dollar gehandelten Zertifikate nichts bewirkt haben und auch “Grüne Milliardäre“ in den USA keine Lösungen anzubieten hatten, außer zum Beispiel Maisethanol und Kerosin aus Eukalyptusbäumen, wurde klar, dass das Profitstreben nicht die Geburtshelferin für die notwendige große Transformation sein kann.

Es wurden großtechnische Lösungen vorgeschlagen, um die Sonne zu verdunkeln als Option, im Falle eines Klimanotstandes die globale Temperatur rasch senken zu können. Sulfat-Aerosole sollten in die Stratosphäre versprüht werden. Damit könne man einen Vulkanausbruch simulieren. Beim Pinatubo-Ausbruch wurde die Durchschnittstemperatur der Erde um einen halbes Grad gesenkt. Wenn man aber derartige Maßnahmen ergreift, dann darf man niemals damit wieder aufhören, sonst werden die Folgen der Klimaerwärmung um vieles größer. Realistische Forscher kamen zur Auffassung, dass dieses Geo-Engineering nicht erprobt ist und nicht  erprobt werden kann, ohne dass die ganze Erde zum Labor wird, und dass dieses technische Vorhaben unvorstellbar gefährlich ist. Es würde zum Totalausfall der Ernten in einigen Gebieten der Erde führen, weil die Niederschläge dort ausbleiben (Sahelzone, Indien). Die Aufgabe besteht also nicht darin, die Welt zu reparieren, sondern uns selbst.

Im Teil drei “Aufbruch in die neue Zeit“ werden die Formen der „Blockadia“, des Widerstandes gegen die fossile Industrie, behandelt. Es werden die Bewegungen der “Cowboy-und-Indianer-Allianz“ untersucht, die in der hoch riskanten Gewinnung fossiler Brennstoffe einen gemeinsamen Feind haben. Ziel der Umweltbewegungen von unten ist die Verhinderung der Extraktion der fossilen Brennstoffe. Das erfolgt zum Teil auf militante Art und Weise: Baumbesetzungen, Bombenanschläge auf die Ölinfrastruktur, Kapern von Ölplattformen, Blockieren von Anlagen usw. Die Gefahren durch die Fossilindustrie sind mit den Jahren viel größer geworden: Pipelinelecks, undichte Absetz-Teiche, Teersandöl sinkt im Salzwasser ab und schwimmt nicht auf der Meeresoberfläche, Bitumen hat korrodierende Eigenschaften, die zu Lecks in den Pipelines führen, das Trinkwasser wird durch Fracking ungenießbar, Erdbeben werden ausgelöst usw.

Auch die Eliten werden nachdenklicher, denn giftiger Luft entkommt man nicht. Niemand kann Speziallieferungen für saubere Luft anbieten, was für die Reichen bei anderen Waren üblich und möglich ist.

Naomi Klein schildert die Erfolge der fossilfreien „Divestment-Bewegung“, die nicht mehr in die fossile Industrie investiert. Der Aufstieg der Blockadia- und die Divestmentbewegung haben auf die großen etablierten Umweltbewegungen, die mit Staat und Industrie zusammenarbeiten, einen erheblichen Einfluss. Die Basisbewegungen wollen bei Entscheidungen über Wasser, Land und Luft mit sprechen und mit entscheiden. Insbesondere die Vertragsrechte von Ureinwohnern werden von der fossilen Industrie missachtet. Bodenschätze finden sich häufig in den Reservaten der Indigenen. Die Bewegung für Indigene gewinnt weltweit an Kraft. 

Es hat sich herausgestellt, dass es keine mächtigere Waffe im Kampf gegen fossile Brennstoffe gibt als echte Alternativen. Aufbau von Anlagen der erneuerbaren Energie auf den geplanten Pipeline-Trassen wird als Beispiel genannt.

Naomi Klein schildert auch die Auswirkungen der Vergiftung durch fossile Brennstoffgewinnung auf die Fruchtbarkeit von Frauen. In Fracking-Gebieten werden Kinder mit angeborenen Herzfehlern geboren, Kinder haben neurologische Störungen, höhere Dioxin- und PCP-Werte im Blut, und es gibt Fehlbildungen bei Neugeborenen. Das betrifft auch Tiere im Meer, die von der Ölpest heimgesucht werden. Der Klimawandel setzt immer mehr Spezies unter Druck, und das führt dazu, dass der Lebensfunke des Nachwuchses in seinen frühesten, empfindlichen Tagen entweder ausgelöscht wird oder im Nest oder im Bau abstirbt. Kampf gegen den Klimawandel bedeutet auch Kampf um ein gesundes Leben.

Zum Schluss zitiert Naomi Klein Martin Luther King Junior, dass wir von einer “sachorientierten“ zu einer „personenorientierten“ Gesellschaft kommen müssen, um das „Erde-Mensch-System“ wieder stabil zu machen. Nur eine Massenbewegung kann uns jetzt noch retten. Wir müssen die Straßen blockieren und gleichzeitig alternative Wege freiräumen. Die Alternative ist „Chaos oder Gemeinschaft“. Das Überwältigende an der Klimakrise ist nämlich, dass zu ihrer Überwindung sehr viele Regeln gleichzeitig gebrochen werden müssen. Regeln, die in nationale Gesetze und internationale Handelsabkommen eingeflossen sind. Aber die Klimaschutzbewegung ist noch nicht so weit, das zu ändern. Sie muss ihre moralische Stimme auf der Weltbühne erst noch finden. Eine Wende in den Verhältnissen wird jedenfalls nicht von oben kommen, sondern die Führung muss von unten kommen.

Diese nüchterne und dennoch hoffnungsvolle Einschätzung der Lage sollte für viele Anlass sein, dieses Buch als Kompendium der Umweltbasisbewegungen zu werten und als Anleitung zum Handeln. Beispiele, wie das angepackt werden kann, werden im Buch zahlreich gegeben für ganz unterschiedliche Bedingungen, Anlässe und Orte. Alle Aktivitäten sollten nach Naomi Klein das Ziel haben, den Klimawandel durch Ablösung des Kapitalismus zu verhindern.

Naomi Klein: Die Entscheidung, Kapitalismus vs. Klima. 2015. (Originalausgabe: This Changes Everything. Capitalism vs. Climate. 2014) ISBN 978-3-10-002231-8 S. Fischer Verlag GmbH, 26,99 € 


Buen Vivir. Vom Recht auf ein gutes Leben.

Rezension von Götz Brandt

Erstmalig wurde 2008 in einer Verfassung eines lateinamerikanischen Landes, Ecuador, beschlossen „eine neue Form des Zusammenlebens der Bürger und Bürgerinnen in Vielfalt und Harmonie mit der Natur auf zu bauen, um das Gute Leben, das Sumak Kawsay, zu erreichen“. Das „Gute Leben“, das auf Harmonie mit der Natur, Gegenseitigkeit, Rationalität, Ergänzung und Solidarität zwischen Einzelpersonen und Gemeinschaften basiert, die das Konzept der ständigen Kapitalakkumulation ablehnt und eine Rückkehr zu den Gebrauchswerten darstellt, ist ein globaler Vorschlag. Der Ursprung der so gekennzeichneten sozial gerechten und ökologisch nachhaltigen Wirtschafts- und Gesellschaftsform findet sich in den indigenen Gemeinschaften, die trotz 500 Jahren Kolonialismus und noch entlegen von der kapitalistischen Moderne an traditionellen Lebensweisen festgehalten haben. Gestört wurde das harmonische Zusammenleben der abgeschirmt lebenden Indigenen durch die Gier nach dem Erdöl, das sich unter ihren Stammesgebieten fand. Die Yasuni-Initiative, die forderte, das Erdöl im Boden zu lassen und von den kapitalistischen Ländern die Begleichung ökologischer Schulden einforderte, hatte international viel Resonanz, scheiterte aber an der eigenen Regierung, die Erdöleinnahmen brauchten, um ihre Sozialprojekte finanzieren zu können.

In der Erkenntnis, dass der Kapitalismus eine Fehlentwicklung ist, wird vom Autor Alberto Acosta untersucht, ob es möglich und realistisch ist, innerhalb des Kapitalismus eine neue Sozialordnung aufzubauen, die nicht von der Kapitalakkumulation bestimmt ist. Der konsumgeprägte und auf Raubbau angelegte Lebensstil der Industrieländer gefährdet das ökologische Gleichgewicht und schließt immer mehr Menschen von den angeblichen Vorteilen des „American Way of Live“ aus. Er kann auch deshalb keine Alternative sein, weil er die gnadenlose Ausbeutung der natürlichen Ressourcen und der Menschen voraussetzt und zum Genozid vieler indigener Völker führt. Letzten Endes führt dieser Weg des grenzenlosen Wachstums zum kollektiven Selbstmord. Das Gute Leben hat also das Ziel, den Kapitalismus zu überwinden.

Neues kann nicht mit den alten Werkzeugen gebaut werden. Die Organisation des Produktionsapparates und die Konsummuster der Bevölkerung müssen von Grund auf verändert werden. Die Wirtschaft muss sich der Ökologie unterwerfen. Das Recht auf eine saubere Umwelt als Menschenrecht bedeutet aber Anthropozentrismus und muss zum Biozentrismus weiter entwickelt werden, damit geschädigte Ökosysteme wieder hergestellt werden. Notwendig ist eine ökologische Justiz für die Natur. In Cochabamba wurde 2010 eine universelle Erklärung der Rechte der Mutter Erde angenommen und, darauf gestützt, sollte ein internationaler Gerichtshof zur Verfolgung von Umweltdelikten gegründet werden.

Alberto Acosta schlägt einen Plurinationalen Staat vor, der sich ohne Rassismus auf Direktdemokratie stützt, um das Gute Leben in die Tat umzusetzen. Es geht um den Aufbau einer Gesellschaft, die auf harmonischen Beziehungen der Menschen zur Natur, zu sich selbst und zueinander fußt, es geht um die Überwindung der vierfachen Entfremdung des Menschen (Marx). Um eine auf Solidarität gründende Wirtschaft aufzubauen, müssen andere Formen von Produktion, Handel, Konsum, Kooperation und Akkumulation finanzieller Mittel gefunden werden sowie eine andere Verteilung von Einkommen und Reichtum. Die dabei zu verfolgende Strategie ist der Autozentrismus: Aufbau von unten, örtliche Bedingungen berücksichtigen, selektive und zeitweilige Trennung vom Weltmarkt, Bevorzugung der lokalen Erzeugungsmöglichkeiten, Förderung lokaler Märkte, Entwicklung von Genossenschafts-, Vereins- und Gemeinschaftsformen in Wirtschaft, Bildung und Kultur. Das Gute Leben ist die globale Antwort auf die globalen Krisen.

Für alle, die diese Welt verändern und verbessern wollen, ist dieses Buch ein wertvolles Rezept, weil es vielfältige Formen der Demokratie von unten verschreibt.

Buen Vivir. Vom Recht auf ein gutes Leben. Alberto Acosta. 2015 oekom verlag München. 16,95 €. ISBN 978-3-86581-705-1 

Originalausgabe span. :Buen Vivir Sumak Kawsay. Ecuador 2012


Alles lebt vom Boden! 
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Rezension von Hartmut Kegler 

„Alles Leben ist heilig, alles Leben ist wert”, schrieb einst Albert Schweitzer. Dabei denken wir natürlich zuerst an unser Leben und das der Tiere und Pflanzen. Doch wer erinnert sich dabei zugleich an das vielfältige Leben im Boden? Denn eine Handvoll Ackerboden enthält mehr Lebewesen, als es Menschen auf unserer Mutter Erde gibt. Zwei Drittel aller lebenden Arten wohnen unter der Erdoberfläche. Barbara Unmüßig, Klaus Töpfer, Hubert Weiger und Barbara Bauer verweisen in ihrem Vorwort zu dem ausgezeichneten „Bodenatlas 2015” darauf, dass der Ackerboden die Grundlage für die Erzeugung der meisten unserer Nahrungsgüter darstellt. Sie fragen: „Wer denkt schon beim Essen an den Boden, auf dem fast alle unsere Lebensmittel gedeihen?” Der Boden versorgt die Pflanzen mit Nährstoffen und Wasser. In jeder Kartoffel, in jedem Getreidekorn, jedem Apfel, aber auch in jedem Schnitzel und jeder Bockwurst befinden sich Nährstoffe aus unseren Böden. Ohne gesunde Böden gibt es auch keine gesunde Ernährung. Ohne Böden würden die meisten Lebewesen auf unserer Erde verhungern. 

Darüber hinaus erfüllen die Böden noch weitere wichtige Aufgaben zur Sicherung des Lebens auf der Erde. Das Regenwasser dringt in sie ein, wo es zum Teil gespeichert und zum Teil gefiltert wird, damit wir aus ihm gutes Trinkwasser gewinnen können. Außerdem speichert der Boden mehr Kohlenstoff als alle Wälder der Erde zusammen. 

Doch der Boden stellt nur eine hauchdünne Schicht auf unserem Planeten dar. Damit 10 cm fruchtbaren Bodens durch Verwitterung von Gesteinen entstehen können, sind Jahrtausende notwendig. Es ist also ein Gebot der Vernunft und der Moral, mit unseren Böden verantwortungsbewusst umzugehen. 

Im Blick auf die Zukunft der Menschheit und allen Lebens auf der Erde erhebt sich die Frage, wie wir mit dieser Lebensgrundlage verfahren. Einst hat jeder gute Bauer gewusst, was einen „garen Boden” kennzeichnet und was er ihm wert ist. Jedem Landwirtschaftslehrling war bekannt: „Die Gare ist der biologisch, chemisch und physikalisch optimale Zustand eines Bodens”. Er muss voller Leben sein, neutrale bis leicht saure Reaktion zeigen und eine Krümelstruktur aufweisen. Doch wie geht man in der so genannten industriemäßigen Landwirtschaft mit unseren Böden um? Schwere Maschinen verdichten sie und zerstören die Bodenstruktur. Pestizide und Mineraldünger beeinträchtigen oder zerstören das Bodenleben. Auf tiefe Bodenlockerung wird verzichtet, so dass die Durchlüftung des Bodens gehemmt ist und die an seiner Oberfläche befindlichen Feinteile vom Winde verweht oder von Regenwasser weggespült werden. 

Zu allem Übel wird die uns zur Verfügung stehende Bodenfläche vom Menschen immer mehr verkleinert. Städte- und Industriebau sowie Verkehrswege führen dazu, dass Deutschland täglich 77 Hektar fruchtbaren Bodens verliert. Das entspricht etwa 100 Fußballfeldern am Tag! Besonders schmerzhaft ist der Anblick großer zubetonierter Flächen auf ertragreichstem Schwarzerdeboden unserer Magdeburger Börde. Wo einst Weizen und Zuckerrüben geerntet wurden, rollen heute Autos entlang oder ragen Fabrikhallen empor. 

Ein weiteres Problem besteht in der Verfügbarkeit über Böden. Kleinbauern und indigene Völker werden von ihrem Grund und Boden vertrieben. Die Bodenpreise steigen immer mehr, weil sie der Vermögensanlage oder für den Anbau von Pflanzen für die „Energiegewinnung“ sowie für die Massentierhaltung dienen sollen. Monokulturen von Raps und Mais in unseren Breiten zerstören die Bodenfruchtbarkeit und verringern die Artenvielfalt.

Für eine nachhaltige Agrarpolitik scheint es daher unerlässlich, im Sinne einer Resilienz weitestgehend zu einem ökologischen Acker- und Pflanzenbau zurückzukehren. Seine wichtigsten Merkmale sind die Zufuhr von organischem Dünger, eine tiefgründige Bodenlockerung sowie Fruchtfolgen, die durch den Wechsel von Blatt- und Halmfrüchten, Bodenfruchtbarkeit mehrenden und dieselbe zehrenden Kulturen, Flach- und Tiefwurzlern sowie Stickstoff sammelnden Pflanzen gekennzeichnet sind. Zudem sollten Städte-, lndustrie- und Straßenbau nicht mehr fruchtbare Böden versiegeln dürfen. Ein internationaler Ordnungsrahmen, der auf den Menschenrechten beruht, sollte sicherstellen, dass die Landverteilung gerecht erfolgt und die menschliche Ernährung Vorrang hat. Der Schutz unserer Böden ist eine globale Aufgabe, die auch global geregelt werden muss. 

Das Jahr 2015 wurde zum „Internationalen Jahr der Böden” bestimmt. Damit wollen die Vereinten Nationen auf den allgemeinen Schutz unserer Ackerböden aufmerksam machen. „Es lohnt sich, für eine gerechte und nachhaltige Land- und Bodenpolitik einzutreten und auch dafür zu kämpfen”, heißt es im Bodenatlas. Schließlich geht es um unsere wichtigste Lebensgrundlage. Auch die Fauna und Flora im Boden ist Leben inmitten von Leben, das leben will. So ist dies ist alles ein Gebot der Ehrfurcht vor dem Leben. 

Dieser „Bodenatlas 2015” ist ein wertvolles agrarpolitisches Dokument und sollte größte Beachtung finden. 

Bodenatlas. Herausgeber: Heinrich-Böll-Stiftung, Institute for Advanced Sustainability Studies, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschlands und Le Monde diplomatique. 2015. 


nach Redaktionsschluss: 

Papst Franziskus' Enzyklia Laudato si

"sozial-ökologischer Umbau" aus Sicht der katholischen Kirche - wenige Zitate aus 222 Seiten:

Leider pflegen viele Anstrengungen, konkrete Lösungen für die Umweltkrise zu suchen, vergeblich zu sein, nicht allein wegen der Ablehnung der Machthaber, sondern auch wegen der Interessenlosigkeit der anderen. 

Die Auslandsverschuldung der armen Länder ist zu einem Kontrollinstrument geworden, das Gleiche gilt aber nicht für die ökologische Schuld. Auf verschiedene Weise versorgen die weniger entwickelten Völker, wo sich die bedeutendsten Reserven der Biosphäre befinden, weiter die Entwicklung der reichsten Länder, auf Kosten ihrer eigenen Gegenwart und Zukunft. Der Erdboden der Armen im Süden ist fruchtbar und wenig umweltgeschädigt, doch in den Besitz dieser Güter und Ressourcen zu gelangen, um ihre Lebensbedürfnisse zu befriedigen, ist ihnen verwehrt durch ein strukturell perverses System von kommerziellen Beziehungen und Eigentumsverhältnissen. 

Es ist vorhersehbar, dass angesichts der Erschöpfung einiger Ressourcen eine Situation entsteht, die neue Kriege begünstigt, die als eine Geltendmachung edler Ansprüche getarnt werden. 

Die Wirtschaft nimmt jede technologische Entwicklung im Hinblick auf den Ertrag an, ohne auf mögliche negative Auswirkungen für den Menschen zu achten. Die Finanzen ersticken die Realwirtschaft. Man hat die Lektionen der weltweiten Finanzkrise nicht gelernt, und nur sehr langsam lernt man die Lektionen der Umweltschädigung. 

Wenn in einigen Fällen die nachhaltige Entwicklung neue Formen des Wachstums mit sich bringen wird, muss man immerhin in anderen Fällen angesichts des unersättlichen und unverantwortlichen Wachstums, das jahrzehntelang stattgefunden hat, auch daran denken, die Gangart ein wenig zu verlangsamen, indem man einige vernünftige Grenzen setzt und sogar umkehrt, bevor es zu spät ist. 
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Fußnoten


	Wir geben es unumwunden zu! - Erklärung des KPF-Bundessprecherrates zum Bielefelder Parteitag; http://www.die-linke.de/partei/zusammenschluesse/kommunistische-plattform-der-partei-die-linke/dokumente/wir-geben-es-unumwunden-zu/ 



	Mit freundlicher Genehmigung der Online-Zeitung Schattenblick



	Die BSU hat das BET beauftragt, Alternativen zum alten Kohle-HKW in Wedel zu untersuchen.



	Wortlaut siehe http://linksfraktion.de/im-wortlaut/der-spd-fehlt-mumm/



	siehe http://www.oekologische-plattform.de/?p=77050



	Quelle: © 2015 by Online-Tageszeitung Schattenblick, www.schattenblick.de

Schattenblick → INFOPOOL → UMWELT → REPORT  INTERVIEW/185: Endspiel - Vernunft wär' schon der Schritt voran ... Graeme Maxton im Gespräch (SB) 29. Mai 2015 

http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0185.html 



	Ein aktuelles SB-Interview mit Claude Martin unter: INFOPOOL → UMWELT → REPORT 

http://schattenblick.com/infopool/umwelt/report/umri0183.html 



	Ein aktuelles SB-Interview mit Jörg Andreas Krüger unter: INFOPOOL → UMWELT → REPORT 

http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0184.html 



	siehe Video auf https://www.youtube.com/watch?v=3oXrmm7iQlU; Zeitstempel 34:30
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